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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Dezember 1958 

12 — 52601 — 3448/58 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über den Finanzaus- 
gleich unter den Ländern vom Rechnungsjahr 
1958 an (Länderfinanzausgleichsgesetz 1958) 

nebst Begründung und 7 Anlagen mit der Bitte, die Zustim- 
mung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Länderfinanzausgleichsgesetzes von 1955 ist 
dem Gesetzentwurf als Arbeitsunterlage gegenübergestellt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am. 28. November 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Gesetzes 
über den Finanzausgleich unter 
den Ländern vom Rechnungs- 
jahr 1958 an (Länderfinanz- 
ausgleichsgesetz 1958) 

Der Bundeistag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausigleichs unter den 
Ländern werden aus Beiträgen der ausgleichspflich- 
tigen Länder (Ausgleichsbeiträge) Zuschüsse an die 
ausgleiichsberechtigten Länder (Ausglei'chszu Weisun- 
gen) geleistet. 


§ 2 

Ausgleichspflichtige und ausgleichsberechtigte 
Länder 

(1) Ausgleichspflichtig sind die Länder, deren 
Steuerkraftmeßzahl in dem Rechnungsjahr, für das 
der Ausgleich durchgeführt wird (Ausgleichsjahr), 
ihre Ausgleichsmeßzahl übersteigt. 

(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, deren 
Steuerkraftmeßzahl im Ausgleichsjahr 95 vom Hun- 
dert ihrer Ausgleichsmeßzahl nicht erreicht. 

§ 3 

Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der Steuereinnahmen des Landes nach § 4 
und der Realsteuereinnahmen seiner Gemeinden 
nach § 5. 

(2) Die AusglGichsmeßzahl eines Landes ist die 
Summe der beiden Meßzahlen, die zum Ausgleich 
der Steuereinnahmen der Länder (§ 4) und zum 
Ausgleich der Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) getrennt festgestellt werden. Die Meßzahlen 
ergeben sich aus den auszugleichenden Steuer- 
einnahmen je Einwohner im Bundesdurchschnitt, 
vervielfacht mit der Einwohnerzahl des Landes; 
hierbei sind die nach § 6 gewerteten Einwohner- 
zahlen zugrunde zu legen. 

§ 4 

Steuereinnahmen der Länder 

(1) Als Steuereinnahmen eines Landes gelten die 
ihm im Ausgleichsjahr zu geflossenen Einnahmen 
aus seinem Anteil an der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer, aus der Vermögensteuer, 
der Erbschaftsteuer, der Bi erst euer und aus den 


Alte Fassung: 

Gesetz über den Finanz- 
ausgieirh unter den Ländern 
(Länderfinanzausgleidis- 
gesetz^, vom 27, April 1955 
(Bundesgesetzbl, iS, 199) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ausgleichsleistungen 

Zur Durchführung des Finanzausgleichs unter 
den Ländern werden aus Beiträgen der ausgleichs- 
pflichtigen Länder (Ausgleichsbeiträge) Zuschüsse 
an die ausgleichsberechtigten Länder (Ausgleichs- 
zuweisungen) geleistet. Die Beiträge werden den 
im § 4 Abs. 1 bezeichneten Steuereinnahmen der 
ausgleichspflichtigen Länder entnommen. 

§ 2 

wie nebenstehend 


§ 3 

Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl 

(1) Die Steuerkraftmeßzahl eines Landes ist die 
Summe seiner Steuereinnahmen (§ 4) und der Real- 
steuereinnahmen seiner Gemeinden (§ 5), vermin- 
dert um die Beträge zur Abgeltung von Sonder- 
belastungen (§ 6). 

(2) Die Ausgleichsmeßzahl eines Landes ist die 
mit seiner veredelten Einwohnerzahl (§ 7) verviel- 
fachte bundesdurchschnittliche Steuerkraftmeßzahl 
je Einwohner. 


§4 

Steuereinnnahmen der Länder 
(1) wie nebenstehend 
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Verkehrs teuem mit Ausnahme der Totalisator- 
steuer, der Spielbankabgabe und der Steuern mit 
örtlich bedingtem WirkungskreLs. 

(2) Von den Einnahmen eines Landes aus der 
Vermögensteuer werden die Beträge abgesetzt, die 
das Land als Zuschuß nach § 6 Abs. 1 bis 3 des 
Lastenausgleichsigesetze& in der Fassung des Achten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 809) 
für das Ausgleichsjahr an den Ausgleichsfonds zu 
leisten hat. 

(3) Zur Abgeltung der Sonderbelastungein, die den 
Ländern Bremen, Hamburg und Niedersachsen aus 
der Unterhaltung und ErneueTung der Seehäfen 
Bremen, Bremerhaven, Hamburg und Emden er- 
wachsen, werden von den Steuereinnahmen 

des Landes Bremen 25 000 000 DM, 

des Landes Hamburg 55 000 000 DM, 

des Landes Nieder Sachsen 6 000 000 DM 

abgesetzt. Wenn sich die Sonderbelastungen aus 
der Unterhaltung und Erneuerung der Seehäfen er- 
heblich ändern, können die Abgeltungsbeträge die- 
ser Änderung durch Rechts Verordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, angepaßt werden. 

(4) Zur Abgeltung der übermäßigen Belastungen 
des Landes Schleswig-Holstein werden von den 
Steuereinnahmen dieses Landes 

in den Ausgleichsjahren 1958 und 1959 

45 000 000 DM, 

dm Ausgleichsjahr 1960 40 000 000 DM, 

im Ausgleichsjahr 1961 35 000 000 DM, 

vom Ausgleichsjahr 1962 an 30 000 000 DM 

abgesetzt. 

§ 5 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 

(1) Als Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
eines Landes gelten die nach Absatz 5 herabgesetz- 
ten Steuerkraftzahlen der Grundsteuer und der Ge- 
werbesteuer vom Ertrag und Kapital, die für das 
Rechnungsjahr ermittelt sind, das dem Ausgleichs- 
jahr vor aus geht. 

(2) Als Steuerkraftzahlen werden angesetzt: 

1. die Grundbeträge der Grundsteuer von den 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 

mit 160 vom Hundert; 

2. von den Grundbeträgen der Grundsteuer 
von den Grundstücken die ersten 12 000 
Deutsche Mark einer Gemeinde 

mit 160 vom Hundert, 
die weiteren 48 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 180 vom Hundert, 
die weiteren 90 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 200 vom Hundert, 


Alte Fassung: 


(2) Von den Einnahmen eines Landes aus der 
V ermögenssteuer werden die Beträge abgesetzt, die 
das Land als Zuschuß nach § 6 Abs. 1 und 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) im Ausgleichs) ahr an den 
Ausgleichsfonds geleistet hat. 

§e 

Sonderbelastungen 

(1) Zur Abgeltung der Sonderbelastungen, die 
den Ländern Bremen und Hamburg aus der Unter- 
haltung ihrer Seehäfen erwachsen, werden die nach 
§§ 4 und 5 ermittelten Steuereinnahmen dieser Län- 
der um 5 vom Hundert gekürzt. 


(2) Zur Abgeltung der übermäßigen Belastungen 
des Landes Schleswig-Holstein werden die nach §§ 4 
und 5 ermittelten Steuereinnahmen dieses Landes 
um 17,5 vom Hundert gekürzt. 


§5 

Realsteuereinnahmen der Gemeinden 
(1) wie nebenstehend 


(2) wie nebenstehend 
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Alte Fassung: 


die weiteren 100 000 Deutsche Mark einer 
Gemeinde 

mit 225 vom Hundert, 

die 250 000 Deutsche Mark übersteigenden 
Beträge einer Gemeinde 

mit 250 vom Hundert, 

3. die Grundbeträge der Gewerbesteuer vom 
Ertrag und Kapital 

mit 250 vom Hundert. 


Als Grundbetrag gilt das Aufkommen in dem Rech- 
nungsjahr, das dem Ausgleichs Jahr vorausgeht, ge- 
teilt durch die in diesem Rechnungsjahr in Geltung 
gewesenen Hebesätze. 


(3) Für die Errechnung der Steuerkraftzahlen 
eines Landes ist die Summe der Grundbeträge maß- 
gebend, die das Statisitische Bundesamt nach dem 
Ergebnis der Gemeindefinanzstatistik festgestellt 
hat. Bei der Grundsteuer von den Grundstücken gilt 
für alle Gemeinden einer Gemeindegruppe einheit- 
lich der im Durchschnitt auf eine Gemeinde der 
Gruppe entfallende Grundbetrag; maßgebend sind 
die folgenden Gemeindegruppen: 


Gemeinden bis 
Gemeinden über 2 

Gemeinden über 3 

Gemeinden über 5 

Gemeinden üiber 10 

Gemeinden über 20 

Gemeinden über 50 

Gemeinden über 


2 000 Einwohner, 
000 bis 3 000 Einwohner, 
000 bis 5 000 Einwohner, 
000 bis 10 000 Einwohner, 
000 bis 20 000 Einwohner, 
000 bis 50 000 Einwohner, 
000 bis 100 000 Einwohner, 
100 000 Einwohner. 


(3) wie nebenstehend 


(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
der Finanzen, die der Zustimmung des Bundesirates 
bedarf, können 


1. bei der Errechnung der Steuerkraftzahlen 
Ungleichheiten ausgeglichen werden, die 
sich aus einer verschiedenen Einheits- 
bewertung des Grundbesitzes im Bundes- 
gebiet ergeben; 

2. die in Absatz 2 genannten Hundertsätze 
geändert werden, soweit die Entwicklung 
der durchschnittlichen Realsteuerhebesätze 
eine Anpassung der Hundertsätze erfor- 
derlich macht. 


(4) Durch Rechtsverordnung des Bundesministers 
der Finanzen, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, können bei der Errechnung der Steuerkraft- 
zahlen Ungleichheiten ausgeglichen werden, die sich 
aus einer verschiedenen Einheitsbewertung des 
Grundbesitzes im Bundesgebiet ergeben. 


(5) Die nach Absatz 1 bis 4 errechneten Steuer- (5) wie nebenstehend 
kraftzahlen der Grundsteuer von den land- und 
forstwirtsdiaftlichen Betrieben, der Grundsteuer von 
den Grundstücken und der Gewerbesteuer vom Er- 
trag und Kapital werden je für sich nach einem für 
alle Länder einheitlichen Himdertsatz auf die Hälfte 
des Betrages herabgesetzt, den die Gemeinden aus 
der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben, aus der Grundsteuer von den 
Grundstücken und aus der Gewerbesteuer ein- 
schließlich der Lohnsummensteuer in dem Kalender- 
jahr eingenommen haben, das in dem Ausgleichs- 
jahr endet. 
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§ 6 

Einwohnerzahl 

(1) Der Ausgleiichsmeßzahl eines Landes wird die 
Einwohnerzahl (Wohnbevölkerung) zugrunde ge- 
legt, die das Statistische Bundesamt am 30. Septem- 
ber des Ausgleichsjahres festgestellt hat. 

(2) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus- 
gleich der Steuereinnahmen der Länder werden die 
Einwohnerzahl des Landes Bremen mit 125 vom 
Hundert, die Einwohnerzahl des Landes Hamburg 
mit 135 vom Hundert und die Einwohnerzahlen der 
übrigen Länder mit 100 vom Hundert gewertet. 

(3) Bei der Ermittlung der Meßzahlen zum Aus- 
gleich der Realsteuereinnahmen werden die Ein- 
wohnerzahlen der Gemeinden eines Landes mit fol- 
genden Ansätzen je Einwohner gewertet: 

die ersten 5 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 100 vom Hundert, 

die weiteren 15 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 1 1 0 vom Hundert, 

die weiteren 80 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 115 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 120 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 125 vom Hundert, 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 

mit 130 vom Hundert. 

Für die Länder Bremen und Hamburg werden 
weitere 10 vom Hundert ihrer Einwohnerzahl hin- 
zugerechnet. 


§ 7 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichs- 
berechtigten Länder werden mit gestaffelten Hun- 
dertsätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Steuerkraftmeßzahl hinter 95 vom Hundert ihrer 
Ausgleichsmeßzahl zurückbleibt. Hierbei werden als 
Aus gl ei chszuwe is un g en f e s t ges e tz t : 

1. für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezem- 
ber 1958 

a) der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 100 vom 
Hundert; 

b) von dem Betrag, der von 80 bis 90 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 
80 vom Hundert; 

c) von dem Betrag, der von 90 bis 95 vom 
Hundert der Ausgleiichsmeßzahl fehlt, 
40 vom Hundert; 


Alte Fassung: 

§7 

Einwohnerzahl 

Zur Ermittlung der Ausgleichsmeßzahl eines Lan- 
des wird von seiner Einwohnerzahl (Wohnbevöl- 
kerung) ausgegangen, die das Statistische Bundes- 
amt am 30. September des Ausgleichsjahres fest- 
gestellt hat. Die Einwohnerzahlen der Gemeinden 
eines Landes werden mit den folgenden Ansätzen 
je Einwohner gewertet: 


die ersten 5000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 100 vom Hundert, 

die weiteren 15 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 110 vom Hundert, 

die weiteren 80 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 115 vom Hundert, 

die weiteren 400 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 120 vom Hundert, 

die weiteren 500 000 Einwohner einer Gemeinde 

mit 125 vom Hundert, 

die weiteren Einwohner einer Gemeinde 

mit 155 vom Hundert. 

Die hiernach errechneten überhöhten Einwohner- 
zahlen werden nach einem für alle Länder einheit- 
lichen Hundertsatz soweit ermäßigt, daß die Summe 
die wirkliche Einwohnerzahl des Bundesgebietes 
ergibt. 

§8 

Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

(1) Die Ausgleichszuweisungen der ausgleichs- 
berechtigten Länder werden mit gestaffelten Hun- 
dertsätzen von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Steuerkraftmeßzahl hinter 95 vom Hundert ihrer 
Ausgleichsmeßzahl zurückbleibt. Hierbei werden 
angesetzt: 


1. der Betrag, der an 80 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 100 vom Hun- 
dert; 

2. der Betrag, der von 80 bis 90 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 70 vom 
Hundert; 

3. der Betrag, der von 90 bis 95 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 35 vom 
Hundert. 


5 



Drucksache 703 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Neue Fassung: Alte Fassung: 


2. für die Zeit ab 1. Januar 1959 

a) der Betrag, der an 85 vom Hundert der 
Ausgleichsmeßzahl fehlt, mit 100 vom 
Hundert; 

b) von dem Betrag, der von 85 bis 95 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 
60 vom Hundert. 

(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspflich- 
tigen Länder werden m^it einem einheitlichen Hun- 
dertsatz von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Steuerkraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt; hierbei wird die Steuerkraft, die zwischen 
100 und 110 vom Hundert der Ausgleiichsmeßzahl 
liegt, mit drei Vierteln und die 110 vom Hundert 
der Ausgleichsmeßzahl übersteigende Steuerkraft 
voll angesetzt. Der Hundertsatz von den ausgleichs- 
pflichtigen Beträgen wird so bemessen, daß die 
Summe der Ausigleiichsbeiträge mit der Summe der 
Ausgl e i chs zu we i sun gen üb ereins timmt . 

(3) Die Ausgleichsbeiträge der Hansestädte wer- 
den um den Betrag herabgesetzt, um den ihre 
Steuerkraftmeßzahl nach Abzug ihres Ausgledchs- 
beitrages (Absatz 2) kleiner ist als der nach Absatz 
4 zu errechnende Vergleichsbetrag. Bei der Ermitt- 
lung der Steuerkraftmeßzahl werden die Landes- 
s teuerein ahmen nach § 4 Abs. 1 und 2, die unge- 
kürzten Realsteuereinnahmen nach § 5 Abs. 1 bis 4 
dm Ausgleichsjahr und die Beträge zur Abgeltung 
der Sonde rbeiastungen nach § 4 Abs. 3 angesetzt. 

(4) Der Vergleichsbetrag ist die Summe der auf 

den Einwohner entfallenden, um die Ausgleichisb ei- 
träge (Absatz 2) verminderten Steuereinnahmen 
(§ 4) der Länder Baden- Württemberg und Nord- 
rhein- Westfalen und der auf den Einwohner entfal- 
lenden ungekürzten Real Steuereinnahmen (§ 5 

Abs. 1 bis 4) der Städte Stuttgart und Köln im Aus- 
gleichsjahr, vervielfacht mit der Einwohnerzahl der 
Hansestadt. § 6 Abs. 1 gilt entsprechend. 

(5) Der nach Absatz 3 ausfallende Betrag wird 
von den ausgleichspfiichügen Ländern, auf die 
Absatz 3 keine Anwendung findet, nach Maßgabe 
des Absatzes 2 zusätzlich aufgebracht. 

§ 8 

Feststellung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

Der Bundesminister der Finanzen stellt nach Ab- 
lauf des Ausgleichsjahres die endgültige Höhe der 
Ausgleichszuweisungen und der Ausgleichsbeiträge 
durch Rechtsverordnung fest, die der Zustimmung 
des Bundes rat es bedarf. 

§ 9 

Vollzug des Finanzausgleichs während 
des Ausgleichsjahres 

(1) Der Finanzausgleich wird während des Aus- 
gleichsjahres auf Grund vorläufiger Bemessiungs- 
grundlagen vollzogen. Die vorläufigen Ausgleichs- 


(2) Die Ausgleichsbeiträge der ausgleichspfUch- 
tigen Länder werden mit einem einheitlichen Hun- 
dertsatz von den Beträgen errechnet, um die ihre 
Steuerkraftmeßzahl ihre Ausgleichsmeßzahl über- 
steigt. Der Hundertsatz wird so bemessen, daß die 
Summe der Ausgleichsbeiträge mit der Summe der 
Ausgleichszuweisungen übereinstimmt. 


wie nebenstehend 


§4 

§ 6 Abs. 1 
wie nebenstehend 


§ 7 Satz 1 


§9 

Feststellung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge 

wie nebenstehend 


§ 10 

Vollzug des Finanzausgleichs während des 
Ausgleichsjahres 

(1) wie nebenstehend, jedoch mit folgender geset- 
zestechnischer Abweichung: 
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Zuweisungen und die vorläufigen Ausgleichsbei- 
träge werden nach den §§ 1 bis 7 ermittelt; jedoch 
werden zugrunde gelegt: 

1. die Steuereinnahmen der Länder (§ 4) in 
dem Kalenderjahr, das dem Ausgleichsjahr 
jahr vorausgeht; 

2. die Real Steuereinnahmen der Gemeinden 
(§ 5) nach den Steuergrundbeträgen, die 
das Statistische Bundesamt zuletzt festge- 
stellt hat; die nach diesen Steuergrund- 
beträgen ermittelten Steuerkraftzahlen 
werden nach § 5 Abs. 5 auf die Hälfte der 
Beträge herabgesetzt, die die Gemeinden 
aus den Realsteuern in dem Kalenderjahr 
eingenommen haben, das dem Ausgleichs- 
jahr voraiusgeht; 

3. die Einwohnerzahlen (§ 6), die das Statisti- 
sche Bundesamt am 30, September des Jah- 
res festgestellt hat, das dem Ausgleichs- 
jahr voraus geht. 

(2) Ergibt sich im Laufe des Ausgleichsjahres, daß 
die Steuereinnahmen oder die Einwohnerzahlen der 
Länder im Verhältnis zueinander eine wesentlich 
andere Entwicklung nehmen als im vorausgegange- 
nen Kalenderjahr, kann die vorläufige Bemessung 
der Ausgleichsleistungen dieser Entwicklung ange- 
paßt werden (§ 10 Abs. 2). 


Alte Fassung; 


nach den §§ 1 bis 8 


(§7) 


(2) wie nebenstehend, jedoch mit folgender geset- 
zestechnischer Abweichung: 


(§ n Abs. 2) 


§ 10 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 

(1) Der Zahlungsverkehr wird während des Aus- 
gleichsjahres in der Weise abgewickelt, daß die Ab- 
lieferung des Bundesanteils an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer (§ 5 Abs. 1 des 
Vierten Uberleitungsgesetzes vom 27. April 1955 — 
Bundesgesetzbl. I S. 189) um die vorläufigen Aus- 
gleichsbeiträge der ausgleichspflichtigen Länder er- 
höht und um die vorläufigen Ausgleichszuweisun- 
gen der ausgleichsberechtigten Länder ermäßigt wird. 
Soweit durch diese Ermäßigung der Anspruch eines 
ausgleichsberechtigten Landes nicht voll gedeckt 
wird, überweist der Bundesminister der Finanzen 
diesem Land den nicht gedeckten Teil der vorläu- 
figen Ausgleichszuweisungen in monatlichen Teil- 
beträgen. 


5 11 

Zahlungsverkehr während des Ausgleichsjahres 
(1) wie nebenstehend 


(2) Das Nähere bestimmt der Bundesminister der (2) wie nebenstehend 
Finanzen durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. 


§ 11 


§ 12 


Endgültige Abrechnung 

Unterschiede zwischen den vorläufigen und den 
endgültigen Ausgleichsbeiträgen und Ausgleichszu- 
weisungen werden durch Überweisungen ausgegli- 
chen, die mit dem Inkrafttreten der im § 8 vorge- 
sehenen Rechtsverordnung fällig werden. Der Bun- 
desminister der Finanzen trifft die für den Über- 
weisungsverkehr erforderlichen Anordnungen. 


Endgültige Abrechnung 

wie nebenstehend, jedoch mit folgender gesetzes- 
technischer Abweichung: 


§ 9 
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§ 12 

Berlin 

(1) Das Land Berlin nimmt bis auf weiteres am 
Finanzausgleich unter den Ländern nicht teil. 

(2) Solange das Land Berlin am Finanzausgleich 
unter den Ländern nicht teilnimmt, erhält es einen 
Zuschuß aus Bundesmitteln nach § 16 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bimdes- 
gesetzbl. I S. 1) in der Fassung des Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Dritten überlei tun gsgesetzeis vom 
11. Mai 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 420). 


§ 13 

Auskunftspflicht 

Die zuständigen Landesbehörden sind verpflich- 
tet, dem Bundesminister der Finanzen die zur 
Durchfühnmg dieses Gesetzes erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen und ihre sachliche Richtigkeit 
von der obersten Rechnungsprüfungsbehörde des 
Landes bestätigen zu lassen. 


§ 14 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 15 

Geltung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 16 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz ist erstmals für das Rechnungs- 
jahr 1958 anzuwenden. Das Gesetz über den Finanz- 
ausgleich unter den Ländern (Länderfinanzaus- 
gleichsgesetz) vom 27. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 199) ist, mit Ausnahme des § 15, mit Wirkung 
vom Rechnungsjahr 1958 an nicht mehr anzuwen- 
den. 

(2) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Alte Fassung: 

§ 13 
Berlin 

(1) wie nebenstehend 

(2) Solange das Land Berlin am Finanzausgleich 
unter den Ländern nicht teilnimmt, erhält es einen 
Zuschuß aus Bundesmitteln nach § 16 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 1) in der Fassung des Artikels 11 des 
Gesetzes zur Verlängerung der Geltungsdauer und 
zur Änderung des Gesetzes zur Erhebung einer 
Abgabe „Notopfer Berlin" vom 26. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. 1 S. 88). 

§ 14 

Auskunftspflicht 
wie nebenstehend 


§ 15 

Außerkrafttreten des Zerlegungsgesetzes 

Das Gesetz über die Steuerberechtigung und die 
Zerlegung bei der Einkommensteuer und der Kör- 
perschaftsteuer (Zerlegungsgesetz) vom 29. März 
1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 225) ist, mit Ausnahme 
der §§ 1 und 9, auf die nach dem 31. Dezember 1954 
beginnenden Veranlagungszeiträume und auf die 
nach diesem Zeitpunkt endenden Lohnzahlungszeit- 
räume nicht mehr anzuwenden. 

§ 16 

Geltung in Berlin 
wie nebenstehend 


§17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz ist, soweit § 15 nichts anderes 
bestimmt, erstmals für das Rechnungsjahr 1955 an- 
zuwenden; es tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 


1. Der Finanzausgleich unter den Ländern ist seit 
dem Ersten Gesetz zur Überleitung von Lasten 
und Deckungsmitteln auf den Bund vom 
28. November 1950 (BGBL S. 773) in vier Ge- 
setzen geregelt worden, die zur Durchführung 
des Finanzausgleichs im Rechnungsjahr 1950 
(BGBl. 1951 I S. 198), in den Rechnungsjahren 1951 
und 1952 (BGBL 1952 I S. 665), in den Rechnungs- 
jahren 1953 und 1954 (BGBL 1953 I S. 446) und mit 
Geltung vom Rechnungsjahr 1955 (BGBL 1955 I 
S. 199) an erlassen wurden. Nach diesen Ge- 
setzen sind von den ausgleichspflichtigen Län- 
dern an die ausgleichs berechtigten Länder fol- 
gende Beträge geleisttet worden: 


im Rechnungsjahr 1950 

1951 

1952 

1953 

1954 

1955 

1956 

1957 


272,0 Millionen DM, 

170.2 Millionen DM, 
220,8 Millionen DM, 

246.2 Millionen DM, 
265,7 Millionen DM, 

541.5 Millionen DM, 

667.3 Millionen DM, 

792.6 Millionen DM, 


2. Das Länderfinanzausgleichsgesetz 1955 ist ohne 
zeitliche Begrenzung erlassen worden; es sollte 
also eine Regelung für einen längeren Zeitraum 
bringen. Die Notwendigkeit der vorgelegten 
Neuregelung des Länderfinanzausgleichs ergibt 
sich aus der allgemeinen Entwicklung der 
Länderhaushalte sowie aus den durch das 
Steueränderungsgesietz im Haushaltsjahr 1958 
eintretenden Einnahmeausfällen, die ein Hin- 
ausschieben der Gesetzesänderung unmöglich 
machen. Ein Anstoß zur Neuregelung des 
Länderfinanzausgleichs ist insbesondere dadurch 
gegeben woTden, daß einzelne leistungs- 
schwache Länder die Bundesregierung darauf 
hingewiesen haben, daß das geltende Finanz- 
ausgleichsgesietz ihnen nicht mehr das notwen- 
dige Mindestmaß an Steuereinnahmen sichere. 

3. Die Finanzausstattung der Länder war im abge- 
laufenen Rechnungsjahr 1957 nach Vollzug des 
Finanzausgleichs folgende: 


Steuereinnahmen der Länder 
1957 und Realsteuerkraft- 
ziffern 1956 nadi Vollzug des 
Finanzausgleichs 


In den Rechnungsjahren 1950 bis 1954 wurden 
im Finanzausgleich nicht nur. die unterschied- 
lichen Steuereinnahmen, sondern auch dieUnter- 
schiede der Kriegstolgelasiten, der Kriegszer- 
störungslasten, der mittelbaren Flüchtlings- 
lasten, der Lasten der Dauerarbeitslosigkeit, der 
Zinslasten der Ausgleichsforderungen, der 
Hochschul lasten und der Hafenlasten der Hanse- 
städte ausgeglichen. Außerdem wurde der 
Finanzausgleich in der Zeit vom 1. Januar 1952 
bis 31. Dezember 1954 durch die Zerlegung der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer nach dem 
Zerlegungsgeisetz vom 29. März 1952 (BGBL I 
S. 225) ergänzt. 

Vom Rechnungsjahr 1955 an wurde der Finanz- 
ausgleich durch das Länderfinanzausgleichs- 
gesetz vom 27. April 1955 (BGBL I S. 199) im 
wesentlichen auf einen Steuerkraftausgleich be- 
schränkt, da an Belastungselementen nur noch 
die allgemeine Belastungsdifferenzierung durch 
die Einwohnerwertung sowie die Anrechnung 
der Hafenlasten der Hansestädte und der außer- 
gewöhnlichen Belastung von Schleswig-Holstein 
bestehenblieb. 

Außerdem wurde der Finanzausgleich unter 
Wegfall der Steuerzerlegung, der der Verein- 
fachung der Steuerverwaltung diente, erheblich 
intensiviert. Im einzelnen darf auf die Begrün- 
dung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1955 
in der Bundestagsdrucksache 480 der 2. Wahl- 
periode (S. 78 ff.) verwiesen werden, in der das 
Problem des Länderfinanzausgleichs ausführlich 
dargestellt worden ist. 


i 

in 

Millionen 

DM 

in DM 
je Ein- 
wohner 1 

in V. H. 
des 

Bundes- 

durch- 

schniUs 

N o r d rhe in- W es tf al en 

5 

616,1 

371,43 

107,9 

B aden- Wü rttemb erg 

2 

598,4 

357,12 

103,7 

Fl essen 

1 

569,5 

342,02 

99,3 

Bayern 

2 

751,9 

299,84 

87,1 

Niedersachsen . . . 

1 

912,9 

294,47 

85,5 

Rheinland-Pfalz . , 


950,9 

287,80 

83,6 

Schleswig-Holstein . 


733,8 

324,11 

94,1 

Hamburg 


997,0 

561,69 

163,0 

Bremen 


312,7 

474,51 

135,6 

zusammen . . . 

17 443,2 

344,31 

100,0 


Bei dem Vergleich der Steuereinnahmen fällt 
zuerst der große Unterschied zwischen Nord- 
rhein-Westfalen und den leistungsischwächsten 
Ländem (bis zu 24,3 v. H.), ferner der große 
Unterschied zwischen Hamburg und Bremen und 
die Heraushebung von Schleswig-Holstein 
gegenüber den anderen leistungsschwachen 
Ländern auf. Damit ergibt sich de lege ferenda 
die Frage nach der Intensität des Finanzaus- 
gleichs und nach der Stelluing einzelner Länder 
im Finanzausgleich. 

4. Das Bundesfinanzministerium hat den Länder- 
finanzministern Vorschläge zur Neuregelung 
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des Länderfinanzausgleichs vorgelegt, um in 
dieser für den Föderalismus äußerst wichtigen 
Frage eine Verständigung unter den Ländern 
und mit dem Bund zu erreichen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf stimmt in der 
allgemeinen Intensivierung des Finanzausgleichs 
und den methodischen Einzelheiten der Aus- 
gleichsregelung mit den Beschlüssen der Länder- 
finanzminister überein. 

5. Der Gesetzentwurf über den Finanzausgleich 
unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1958 an 
gründet sich auf Artikel 107 Abs. 2 GG. Er dient 
dem Ziel, 

a) den Finanzausgleich unter den Ländern all- 
gemein zu intensivieren; 

b) einzelne Bestimmungen des Länderfinanz- 
ausgleichsgesetzes den geänderten Verhält- 
nissen lanzupassen oder nach den inzwischen 
gesammelten Erfahrungen zu verbessern; 

c) den Bezug auf andere Rechtsvorschriften zu 
berichtigen, soweit diese Rechtsvorschriften 
selbst geändert worden sind. 

Die Intensivierung des Finanzausgleichs soll 
erreicht werden 

a) durch eine Änderung in der Berechnung der 
Ausgleichsmeßzahl, die den Maßstab für den 
Grad der finanziellen Leiistungsfähigkeit und 
Leistungsschwäche eines Landes abgibt; 

b) durch eine Erhöhung der Ausgleichsquoten, 
nach denen die Ausgleichszuweisungen an 
die leistungsschwachen Länder zu berechnen 
sind. 

Außerdem soll die Anrechnung der Sonder- 
belastungen im Finanzausgleich neu geregelt 
werden, da sich die Anrechnung mit einem 
Hundertsatz der Steuereinnahmen nicht bewährt 
und zu Verzerrungen geführt hat. Deshalb 
sollen künftig — unter Einschaltung einer 
Revisionsklausel für die Hafenlasten — ange- 
rechnet werden 

a) die Hafenlasten von Bremen mit 25 Mil- 
lionen DM, 

b) die Hafenlasten von Hamburg mit 55 Mil- 
lionen DM, 

c) die Hafenlasten von Emden tür das Land 
Nieder Sachsen mit 6 Millionen DM, 

d) die außergewöhnliche Belastung von Schles- 
wig-Holstein in den Ausgleichsj ähren 1958 
und 1959 mit 45 Millionen DM, im Aus- 
gleichsjahr 1960 mit 40 Millionen DM, im 
Ausgleichsj ahr 1961 mit 35 Millionen DM 
und vom Ausgleichsj ahr 1962 an mit 30 Mil- 
lionen DM. 

Die Begründung dieser Änderungen im einzel- 
nen wird im Teil B bei der Erläuterung der 
Einzelvorschriften des Gesetzentwurfs gegeben. 
Im folgenden soll die Gesamtauswirkung dieser 
Änderungen dargestellt werden. 

6. Um die Änderungen des Länderfinanzausgleichs 
richtig beurteilen zu können, ist es notwendig, 
die vorgeschlagene Neuregelung nach den 


Steuereinnahmen des Rechnungsjahres 1957 za 
berechnen und mit der Abrechnung des Finanz- 
ausgleichs 1957 zu vergleichen. Hierbei muß 
aber der Einbau des Notopfers der Körper- 
schaften in die Körperschaftsteuer, also die Än- 
derung des vertikalen Finanzausgleichs berück- 
sichtigt werden. Das Notopfer der Körperschaf- 
ten wird für 1958 ohne die Häufung von Ab- 
schlußzahlungen auf einen Jahresbetrag von 
450 Milk DM geschätzt, so daß bei einem Einbau 
in die Körperschaftsteuer den Ländern 65 v. H. 
oder 290 Mill. DM als Jahresbetrag zufließen. 
Der Betrag kann sich aber dadurch noch min- 
dern, daß nur die Vorauszahlungen 1958, nicht 
aber die Abschlußzahlungen 1957 in die Körper- 
schaftsteuer eingehen. Auf der anderen Seite 
erhöhen sich die Einnahmen der Länder ab 1958 
einmalig dadurch, daß die Regelung rück- 
wirkend ab 1. Januar 1958 in Kraft tritt. In der 
Darstellung des Finanzausgleichs kann nicht von 
diesen unsicheren Zahlen, sondern nur von den 
Ist-Beträgen 1957 ausgegangen werden. Deshalb 
wird im Zusammenhang mit der Berechnung des 
künftigen Finanzausgleichs von den Steuerein- 
nahmen 1957 unterstellt, daß die Länder (ohne 
Berlin) aus dem Einbau des Notopfers der 
Körperschaften in die Körperschaftsteuer eine 
Jahresmehreinnahme von 287,5 Mill. DM (65 
V. H. des Istaufkommens 1957 aus dem Notopfer 
Berlin) erhalten hätten. 

7. Die vorgesehene Neuregelung des Länder- 
finanzausgleichs hat für die einzelnen Länder 
folgende Auswirkung: (auf Seite 11) 

Durch die Änderung des Finanzausgleichs wird 
die Ausgleichsmasse von 792,6 auf 969,9 Mil- 
lionen DM erhöht. Die Hauptlast der Mehr- 
leistungen soll von den leistungsfähigsten Län- 
dern Nordrhein- Westfalen und Hamburg auf- 
gebracht werden, bei denen die Erhöhung der 
Ausgleichsbeiträge über ihren Einnahmegewinn 
aus dem Notopfer erheblich hinausgeht. Für 
Baden- Württemberg und Hessen, deren Finanz- 
kraft hinter derjenigen von Nordrhein- West- 
falen zurücksteht, tritt nur eine geringe Erhöhung 
der Ausgleichsbeiträge ein, so daß ihnen dei 
Einnahmegewinn aus dem Notopfer größeren- 
teils verbleibt. Bremen wird als einziges von 
den ausgleichspflichtigen Ländern nicht mit 
einer Erhöhung des Beitrages belastet, sondern 
durch eine höhere Anrechnung der Hafenlasteii 
entlastet. 

Für die leistungsschwachen Länder ergibt die 
Verstärkung des Finanzausgleichs einschließlich 
des Einnahmegewinns aus dem Notopf er fol- 
gende Mehreinnahmen: 


DM in DM 

Millionen je Ein- 
in wohn er 

Bayern 

. . . 89,2 

9,72 

Niedersachsen .... 

. . . 102,7 

15,81 

Rheinland-Pfalz . . . 

. . . 60,0 

18,16 

Schleswig-Holstein . . 

. . . 3,2 

1,41 
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Beiträge und Zuweisungen 1957 

Mehrein- 
nahmen an 
Körper- 
schaftsteuer 
(für 1957 
unterstellt] 

Mehr- oder 
Minder- 
einnahmen 
insgesamt 

nach dem 
geltenden 
Ges etz 

nach dem 
Gesetzent- 
wurf ab 

1 . Januar 
1959 

Unterschied 


in Millionen DM 



Nordrhein-Westfalcn 

-354,5 

-498,1 

-143,6 

+ 102,8 

- 40,8 

Baden-Württemberg 

-174,0 

-179,9 

- 5,9 

+ 46,5 

+ 40,6 

Hessen 

- 46,1 

- 47,4 

- 1,3 

+ 33,0 

+ 31,7 

Bayern 

4-138,1 

+ 191,7 

+ 53,6 

+ 35,6 

+ 89,2 

Niedersachsen 

+ 208,4 

^281,7 

+ 73,3 

+ 29,4 

+ 102,7 

Rheinland-Pfalz 

4-173,1 

+ 223,9 

+ 50,8 

+ 9,2 

+ 60,0 

Schleswig-Holstein 

4-273,0 

+ 272,6 

- 0,4 

+ 3,6 

+ 3,2 

Hamburg 

- 199,3 

-232,5 

- 33,2 

+ 24,2 

- 9,0 

Bremen 

- 18,7 

- 12,0 

+ 6,7 

+ 3,2 

+ 9,9 

insgesamt . . 

+ 792,6 

±969,9 

±184,4 

+ 287,5 

+ 287,5 


Schleswig-Holstein nimmt an der Verbesserung 
des Finanzausgleichs im geringeren Maße teil, 
weil es seit dem Länderfinanzausglelchsigesetz 
1955 zur Abgeltung von Sonderbelastungen eine 
von Jahr zu Jahr wachsende Sonderzuweisung 
erhalten hat. Im Rechnungsjahr 1957 hat diese 
Sonderzuweisung den Betrag von 71,1 Millionen 
DM erreicht und hat dazu geführt, daß die 
Steuereinnahmen von Schleswig-Holstein nach 
Vollzug des Finanzausgleichs um 30 bis 36 DM 
je Einwohner höher waren als in Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz. Da die Sonderzuweisung 
an Schleswig-Holstein nach der Konstruktion 
des Finanzausgleichs nicht nur von den lei- 
stungsfähigen, sondern auch von den leistungs- 
schwachen Ländern aufgebracht werden muß, 
soll sie für 1958 auf 45 Millionen DM herab- 
gesetzt werden. Diese Herabsetzung führt aber 
für Schleswig-Holstein in 1958 nicht zu einer 
Einnahmeminderung, sondern wird durch die 
Teilnahme von Schleswig-Holstein an der all- 
gemeinen Intensivierung des Finanzausgleichs 
wieder ausgeglichen (zu der Frage der über- 
mäßigein Belastung von Schleswig-Holsitein vgl. 
unter Nr. 18). 

8. Die Verstärkung des Finanzausgleichs ist auf 
lange Sicht notwendig, wenn die leistungs- 
schwachen Länder befähigt werden sollen, an- 
nähernd gleiche Staatsleistungen zu erbringen. 
Andernfalls würden die leistungsschwachen 
Länder zu einer stärker wachsenden Verschul- 
dung gezwungen sein, die ihren ordentlichen 
Llaushalt zunehmend einengt. Ein unzureichen- 
der Finanzausgleich führt also zu einer immer 
größeren Diskrepanz zwischen leistungsfähigen 
und leistungsschwachen Ländern. Zu der Not- 
wendigkeit einer Änderung des Finanzaus- 
gleichs auf lange Sicht kommt hinzu, daß gerade 
im Haushaltsjahr 1958 die Finanzlage der lei- 
stungsschwachen Länder besonders beengt ist, 


weil in diesem Jahr die Nachzahlung von Per- 
sonalausgaben aus den neuen BesoldungsoTd- 
nungen sowie die Erhöhung der Ausgaben für 
Wiedergutmachung mit den Steuerausfällen aus 
der Steuerreform 1958 Zusammentreffen. 

9. Im folgenden soll die Finanzkraft der Länder 
nach Vollzug des intensivierten Finanzaus- 
gleichs gezeigt werden: 

Steuereinnahmen der Länder 
1957 und Realsteuerkraft- 
ziffern 1956 nach Änderung 
des Finanzausgleichs 



in 

Millionen 

DM 

in DM 
je Ein- 
wohner 

in v. H. 

des 

; Bundes- 
durch- 
sdinitts 

Nordrhein- Westfalen 

5 575,3 

368,73 

105A 

Baden-Württemberg 

2 639,0 

362,70 

103ß 

Hessen 

1 601,2 

348,93 

99,7 

Bayern 

2 841,1 

309,56 

8SA 

Niedersachsen , . . 

2 015,6 

310,28 

88,7 

Rheinland-Pfalz . . 

1 010,9 

305,96 

87,4 

Schleswig-Holstein . 

737,0 

325,52 

93,0 

Hamburg 

988,0 

556,62 

159,0 

Bremen 

322,6 

489,53 

139,9 

insgesamt . . . 

17 730,7 

349,99 

100,0 


Durch die Verstärkung des Finanzausgleichs 
wird die Finanzkraft von Nordrhein-Westfalen 
von 107,9 auf 105,4 v. H. vermindert und die 
Finanzkraft von Rheinland-Pfalz von 83,6 auf 
87,4 V. H. erhöht. Es bleibt also noch ein Finanz- 
kraftunterschied von 18,0 v.H. bestehen. Bei der 
Finanzkraft von Schleswig-Holstein, die mit 
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93.0 V. H. über derjenigen der anderen leistungs- 
schwachen Länder liegt, ist zu berücksichtigen, 
daß darin 45 Millionen DM oder 19,88 DM je 
Einwohner Sonderzuweisung zur Abgeltung 
von Sonder bei astungen enthalten sind; ohne 
diese Sonderzuweisung würde die Finanzkraft 
von Schleswig-Holstein 87,3 v. H. des Bundes- 
durchschnitts betragen. Bei den Finanzkraft- 
ziffern der Hansestädte muß billigerweise die 
erhebliche Belastung durch die Seehäfen berück- 
sichtigt werden. Wenn man bei Hamburg 55 
Millionen DM oder 30,99 DM je Einwohner und 
bei Bremen 25 Millionen DM oder 37,94 DM je 
Einwohner als Hafenbelastung anrechnet, so 
ergibt 'sich für Hamburg eine Finanzkraft von 
150,2 V. H. und für Bremen eine Finanzkraft von 

129.0 V. H. des Bundesdurchschnitts. 

10. Zur Bemessung der Ausgleichsleistungen der 
ausgleichspflichtigen an die ausgleichsberechtig- 
ten Länder ist noch methodisch auf folgendes 
hinzuweisen. Im Länderfinanzausigleich wird 
die Realsteuerkraft der Gemeinden seit 1955 
aus finanzpolitischen Erwägungen nicht voll, 
sondern mit etwa 65 v. H. zum Ausgleich heran- 
gezogen (vgl. hierzu die Reduktion des Real- 
steue ran Satzes in Übersicht 3). rnfolgedesisen 
erscheint die Steuerkraft von Land und Gemein- 
den im Länderfinanzausgleich nicht in voller 
Höhe. Es bedarf deshalb bei den leistungs- 
schwachen Ländern einer Auffüllung ihrer 
Steuerkraftmeßzahl über 90 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl, um die effektive Finanzkraft an 
90 V. H. des Bundesdurch Schnittes heranzu- 
führen. 

Im Länderfinanzausgleich 1955 wird die Steuer- 
kraft der leistungsschwachen Länder nominell 
auf 88,75 v. H. der Ausgleichsmeßzahl aufgefüllt, 


nämlich 

bis 80 V. H. der Ausgleichs- 
meßzahl voll auf 80,00 V. H. 

von 80 bis 90 v. H. mit 7/10 

von 10 V. H. oder 7,00 v. H. 

von 90 bis 95 v. H. mit 3,5/10 
von 5 V. H. oder 1,75 v. H. 

zusammen 88,75 v. H. 


Nach dem Gesetz ent wurf sollen künftig auf- 
gefüllt werden: 

für die Zeit vom 1. April bis 31. Dezember 1958 


bis 80 V. H. der Ausgleichs- 
meßzahl voll auf 80,00 V. H. 

von 80 bis 90 v. H. mit 8/10 

von 10 V. H. oder 8,00 v. H. 

von 90 bis 95 v. H. mit 4/10 

von 5 V. H. oder 2,00 v. H. 

zusammen 90,00 v. H. 

ab 1. Januar 1959 
bis 85 V. H. der Ausgleichs- 
meßzahl voll auf 85,00 v. H. 

von 85 bis 95 v. H. mit 6 10 

von 10 V. H. oder 6,00 v. H. 

zusammen 91,00 v, H. 


B-eii der Änderung des Finanzausgleichs haben 
der Einbau des Notopfers der Körperschaften in 
die Körperschaftsteuer, die Andenmg der Ein- 
wohnerwertung (§ 6) xmd die Ändenung in der 
Abgeltung der Sonderbelastungen {§ 4 Abs. 3 
und 4), bevor die Beitrags- und Zuweisungs- 
quoten selbst geändert werden, folgende Aus- 
wirkung: 



Ab- 
rechnung 
nach dem 
geltenden 
Gesetz 

Be- 
rechnung 
nach den 
vorste- 
henden 
Ände- 
rungen 

Unter- 

schied 

in Millionen DM 


N 0 rd rh e i n- W est f a len 

-354,5 

-439,3 


84,8 

Baden- Württemberg 

-174,0 

-158,6 

+ 

15,4 

Hessen 

- 46,1 

- 41,8 

+ 

4,3 

Bayern 

+ 138,1 

+ 163,9 

+ 

25,8 

Niedersachsen . . . 

+ 208,4 

+ 233,7 

+ 

25,3 

Rheinland- Pfalz . . 

+ 173 l 

+ 200,9 

+ 

27,8 

Schleswig-Holstein . 

+ 273,0 

+ 256,7 

— 

16,3 

Hamburg 

-199,3 

-205,2 

- 

5,9 

Bremen 

18,7 

- 10,3 

+ 

8,4 

insgesamt . . . 

± 792,6 

±855,2 

± 

107,0 


Bei der Änderung der Zuweisungsquoten und 
der darauf beruhenden Intensivierung des 
Finanzausgleichs ist für die Zeit vom 1. April 
bis 31. Dezember 1958 eine geringere Steigerung 
als für die Zeit ab 1. Januar 1959 vorgesehen, 
um den nusgleichspflichtigen Ländern die 
Erhöhung des Finanzausgleichs im laufenden 
Haushaltsjahr zu erleichtern. Die Verstärkung 
des Finanzausgleichs an der Übergangsregelung 
(Auffüllung auf 90,0 v. H.) und in der ab 
1. Januar 1959 geltenden Regelung (Auffüllung 
auf 91 V. H.) hat auf die Beiträge und Zuwei- 
sungen folgende Auswirkung: (auf S. 13) 

Durch die Erhöhung der Zuweisungsquoten 
werden die Beiträge der ausgleichpflichtigen 
Länder von 63,8 v. H. der -ausgleichspflichtigen 
überschüissG über 69,0 v. H. ( Über gang sr eg e- 
lung) auf 72,4 v. H. (ab 1. Januar 1959) erhöht 
(vgl. § 7 Abs. 2). Die Berechnung der Ausgleichs- 
quoten nach dem Gesetzentwurf und nach dem 
Länderfinanzausgleichsgesetz 1955 ist im einzel- 
nen aus den uls Anlage beigefügten Übersichten 
2 a, 2 b und 3 zu ersehen. 


B. Die Einzelvorschriften des 
Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 

11. Für die Einzelvorschriften, die aus dem Länder- 
finanzausgleichsgesetz vom 27. April 1955 un- 
verändert übernommen werden, wird auf die 
Begründung in der Bundestagsdrucksache 480 
der 2. Wahlperiode (S. 129 ff.) verwiesen. 
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Auffüllung auf 

Unterschied von 

88,75 v.H. 

90,0 V. H. 

91,0 v.H. 

1 Spalte 1 
, und 2 

Spalte 2 
und 3 


in Millionen DM 


Nordrhein-Westfalen "439,3 

Baden-Württemberg —158,6 

Hessen — 41,8 

Bayern +163,9 

Niedersachsen +233,7 

Rheinland-Pfalz ........ +200,9 

Schleswig-Holstein +256,7 

Hamburg —205,2 

Bremen — 10,3 

insgesamt ... - 855,2 


Zu § 1 (Ausgleichsleistungen) 

12. In § 1 Satz 2 war entsprechend Artikel 106 
Abs. 4 GG alter Fassung vorgeschrieben, daß 
die Ausgleichsbeiträge besonders bestimmten 
Steuereinnahmen der ausgleichspflichtigen Län- 
der zu entnehmen sind. Nachdem diese Vor- 
schrift in der Neufasisung von Artikel 107 Abs. 2 
GG weggefallen ist, ist Satz 2 zu streichen. 


Zu § 3 (Steuerkraftmeßzahl, Ausgleichsmeßzahl) 

13. Die Steuerkraftmeßzahl des Absatz 1 kennzeich- 
net wie bisher die Steuerkraft eines Landes, die 
sich aus der Summe der Steuereinnahmen des 
Landes und der Realsteuereinnahmen seiner 
Gemeinden abzüglich der Beträge zur Abgeltung 
von Sonderbelastungen ergibt. Mit Rücksicht 
auf die Änderung des Abs. 2 (vgl. Nr. 14) ist es 
jedoch erforderlich, die Abgeltung der Sonder- 
belastungen einzelner Länder bei den Steuer- 
einnahmen der Länder zu verrechnen imd die 
Vorschriften des bisherigen § 6 (Sonderbelastun- 
gen) in die Vorschriften des § 4 (Steuerein- 
nahmen der Länder) als Absatz 3 und 4 einzu- 
fügen. 

14. Die Ausgleichsmeßzahl des Absatz 2 kennzeich- 
net wie bisher die auf ein Land bezogene und 
mit Bedarfselementen modifizierte bundes- 
durchschnittliche Finanzkraft und bildet damit 
den Maßstab für den Grad der finanziellen 
Leistungsfähigkeit oderLeistungsischwädae eines 
Landes. Die Elemente des Bedarfs werden 
jedoch künftig im Ausgleich der Steuereinnah- 
men der Länder und der Realsteuereinnahmen 
der Gemeinden unterschiedlich berücksichtigt 
(vgl. hierzu die unterschiedliche Einwohner- 
wertung nach § 6). Daher ergibt sich die Aus- 
gleichsmeßzahl jedes Landes aus der Zusammen- 
fassung von zwei Meßzahlen zum Ausgleich der 
Landesisteuern und zum Realsteuerausgleich. 


-475,3 

-498,1 

-36,0 

-22,8 

-171,6 

-179,9 

-13,0 

- 8,3 

- 45,2 

- 47,4 

“ 3.4 

- 2,2 

+ 187,2 

+ 191,7 

+ 23,3 

+ 4,5 

+ 258,8 

+ 281,7 

+ 25.1 

+ 22.9 

+ 213,7 

+ 223,9 

+ 12,8 

+ 10,2 

+ 265,5 

+ 272,6 

+ 8,8 

+ 7,1 

-221,9 

-232,5 

-16,7 

-10.6 

- 11,2 

- 12,0 

- 0.9 

- 0,8 

±925,2 

+ 969,9 

+ 70,0 

±44,7 


Zu § 4 (Steuereinnahmen der Länder) 

15. Die Vorschrift des Absatz 2 (Kürzung der Ver- 
mögensteuereinnahmen um die an den Lasten- 
ausgleich abgeführten Beträge) wird einmal den 
Vorschriften des Achten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausigleichsgesetzes angepaßt, das ab 
1959 neue Bestimmungen über die Abführung 
der Vermögensteuer an den Lasten au sgleich 
vorsieht. Ferner wird durch die Neufassung des 
Absatz 2 vorgeschrieben, daß bei der Ab- 
setzung der an den Lasten au sgleich fließenden 
Vermögensteuerbeträge nidnt der im Aus- 
gleichsjahr geleistete Betrag, isondem der für 
das Ausgleichsjahr zu leistende Betrag abge- 
zogen wird, weil für einen gleichmäßigen An- 
satz der Vermögensteuer im Finanzausgleich 
die Kürzung um die Abführungssollbeträge 
richtig ist. Diese Regelung ist auf Grund einer 
Vereinbarung der Länder bereits seit 1955 
angewandt worden. 

16. Die Vorschriften über die Abgeltung von Son- 
derbelastungen, die bisher in § 6 enthalten 
waren, werden künftig als Absatz 3 und 4 in § 4 
eingefügt (vgl. hierzu Nr. 13). 

17. Hafenlasten 

Die Hafenlasten der Hansestädte isind bisher 
mit folgenden Beträgen angerechnet wo'rden; 


für Bremen 

DM 

für Hamburg 
DM 

1950 

13,0 Millionen 

22,0 Millionen 

1951 und 1952 

12,0 Millionen 

24,0 Millionen 

1953 und 1954 

14,3 Millionen 

36,0 Millionen 

1955 

11,4 Millionen 

41,4 Millionen 

1956 

14,0 Millionen 

48,9 Millionen 

1957 

14,9 Millionen 

55,2 Millionen 
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Die Anrechnung der Hafenlasten ab 1955 mit 
5 V. H. der Steuereinnahmen hat dazu geführt, 
daß Hamburg fast der 4fache Betrag von Bremen 
angerechnet wird. Diese Anrechnung entspricht 
aber nicht mehr den wirklichen Hafen lasten von 
Bremen und Hamburg, die sich nach der Finanz- 
Statistik 1952 bis 1956 folgendermaßen ent- 
wickelt haben: 



ZuschußbedaTf 
für laufende 
Unterhaltung 

Neu-, Auf- und 
Umbauten 


in 1000 DM 

Bremen 

1952 

5 433 

19 244 

1953 

5 714 

14 696 

1954 

10 137 

23 674 

1955 

8910 

30 004 

1956 

6 568 

23 941 

Hamburg 

1952 

30 561 

31 454 

1953 

33 015 

30 702 

1954 

34 082 

27 680 

1955 

32 181 

29 405 

1956 

30 843 

36 966 


Die Einnahmen und Ausgaben für Seehäfen 
und Seewasserstraßen in den Lande sh aushalt en 
sind infolge erheblicher Unterschiede im Hafen- 
betrieb und in der Brutto- oder Nettoerfassung 
der Einnahmen und Ausgaben nicht unmittelbar 
vergl eichbar. Deshalb kann nur die Netto - 
belastung der Länder durch die Unterhaltung 
der Seehäfen verglichen werden. Die Ausgaben 
für Neubau und Ausbau sind besser vergleich- 
bar, können aber bei einer Ermittlung der fort- 
dauernden Belastung der Hansestädte nicht in 
voller Höhe den Kosten der Hafenunterhaltung 
hinzugerechnet werden, weil sie unterschied- 
lich (jedenfalls nicht nur aus Steuern) 
finanziert wierden und ein besonderer Anreiz 
durch den Finanzausgleich zu Investitionen in 
den Seehäfen vermieden werden muß. Eine 
vergil eichbare Hafenlast ist dadurch zu gewin- 
nen, daß dem Zuschußbedarf zur Hafenunter- 
haltung etwa Vs der Bauausgaben als Erneu- 
erungsausgaben hinzugerechnet werden. Für 
Hamburg schließt sich damit die Anrechnung 
der Hafenlast mit rd. 55 Millionen DM an die 
bisherige Anrechnung an, während sich für 
Bremen die Anrechnung von 15 'auf 25 Mil- 
lionen DM erhöht. 

Die Bemessung der Hafenlasten in einem Hun- 
dertsatz der Steuereinnahmen, der für Bremen 
höher sein müßte als für Hamburg, kann nicht 
beibehalten werden. In der Entwicklung der 
Steuereinnahmen und der Hafenlasten besteht 
objektiv keine Parallelität. So sind die Hafen- 
lasten von Hamburg Von 1953 bis 1955 von 


9,3 auf 6,4 v. H. der Steuereinnahmen zurück- 
gegangen, dagegen die Hafenlasten von Bre- 
men in dieser Zeit von 8,8 auf 12,4 v. H. der 
Steuereinnahmen gestiegen. Ein anderer objek- 
tiver Maßstab für die Anrechnung der Hafen- 
lasten ist kaum zu finden. So ist der Güter- 
verkehr über See einmal von Hafen zu Hafen 
ein schlechter Vergleichsmaßstab, weil die 
Struktur des Güterverkehrs und auch die Um- 
schlagskosten sehr verschieden sind und der 
Personenverkehr ganz außer Betracht bleibt. 
Ferner ist vorauszusehen, daß die Hafenlasten 
bei steigendem Güterverkehr nicht im gleichen 
Umfang steigen und bei rückläufigem Güter- 
verkehr nicht entsprechend zurückgehen. Eine 
Bemessung der Hafenlasten nach den Steuer- 
einnahmen oder dem Güterverkehr kann also 
schnell zu falschen Ansätzen führen. Deshalb 
wird vorgesehe'n, die Anrechnung der Hafen - 
lasten wieder zu fixieren und die fixierten Be- 
träge durch Rechtsverordnung abzuändern, 
wenn eine erhebliche Änderung in der Hafen- 
last ein tritt. 

Außer Bremen und Hamburg sind auch die 
Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
durch Aufwendungen für Seehäfen und See- 
wasserstraßen belastet. Diese Aufwendimgen 
sind aber, gemessen an den Landeshaushalten 
von Niedersachsen und Schleswig-Holstein ge- 
ring, zumal die Seehäfen dieser Länder mit 
den Häfen von Bremen, Bremerhaven und Ham- 
burg nicht in gleichem Range stehen. Aus 
grundsätzlichen Erwägungen sind jedoch für 
das Land Niedersachsen die Hafenlasten von 
Emden im Finanzausgleich anzurechnen, weil 
Emden als Einfuhrhafen des rheinisch- west- 
fälischen Industriegebietes eine besondere 
überregionale Bedeutung hat. Den andereTi 
Seehäfen in Niedersachsen und Schleswig- 
Holstein kommt eine solche überregionale Be- 
deutung nicht ZU; auch sind die dort festzustel- 
lenden Hafenlasten wesentlich geringer als die 
Hafenlasten von Emden. Nach den Aufwendun- 
gen im Landeshaushalt von Niedersachsen 
is ollen die Hafenlasten von Emden mit 6 Mil- 
lionen DM angerechnet werden. 

18. Die Sonderbelastung von Schleswig-Holstein 

a) In der Regierungsvorlage zur Neuregelung 
des Länderfinanzausgleichs ab 1955 wurde 
anerkannt, daß Schleswig-Holstein unter 
den finanzschwachen Ländern ©ine Sonder- 
stellung einnimmt, weil es auf Grund seiner 
durch den Flüchtlings ström veränderten 
Sozialstruktur auf bestimmten Verwaltungs- 
gebieten (z. B. Schul-, Gesundheits- und 
Wohlfahrtswesen) mit Ausgabeverpflich- 
tungen in einem Umfang belastet ist, der 
die entsprechenden Ausgabelasten anderer 
Flüchtlingsländer übersteigt. Deshalb wurde 
vorgesehen, die Sonderbelastimg von 
Schleswig-Holstein im Finanzausgleich unter 
den Ländern durch eine Kürzung der Steuer- 
einnahmen um 10 V. H. (= 27,3 Millionen 
DM) abzugelten. Der Bimdesrat und die von 
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der Finanzministerkonferenz eingesetzte 
Studienkommis'sion machten hierzu 3 Än- 
derungsvorschläge, von denen 
der Vorschlag des 

Bundesirates 39,0 Millionen DM, 

der 1. Vorschlag der 

Studienkommission 55,5 Millionen DM, 
der Alternativvorschlag der 
Studienkommission 46,3 Millionen DM 
als Sonderzuschuß an Schleswig-Holstein er- 
geben hätten. Auf Grund einer Empfehlung 
des Vermittlungsausschusses wurde der 
Sonderzuschuß an Schleswig-Holstein im 
Länderfinanzausgleich schließlich auf 17,5 
V. H. der Steuereinnahmen oder (naich dem 
Zahlenmodell der Regierungsvorlage) auf 
47,8 Millionen DM bemessen. 

b) Die Bemessung des Abschlags zur Abgeltung 
der übermäßigen Belastung von Schleswig- 
Holstein mit einem Hundertsatz der Steuer- 
einnahmen hat sich im Hinblick auf die 
Wirts chaftsentwicklung methodisch als nicht 
richtig erwiesen, weil sich die übermäßige 
Belastung mit der Normalisierung der Ver- 
hältnisse von Jahr zu Jahr vermindert, 
während der Abschlag mit den steigenden 
Steuereinnahmen von Jahr zu Jahr größer 
wird. So hat Schleswig-Holstein von 1955 bis 
1957 als Sonderzuweisungen 55,0 bzw. 63,6 
bzw. 71,1 Millionen DM erhalten; Schleswig- 
Holstein ist damit in stärkerem Maße als 
die anderen leistungsschwachen Länder be- 
fähigt worden, Investitionen zu leisten oder 
auch den laufenden Haushaltsbedarf besser 
zu bedienen. 

c) Der Versuch, die Mehrbelastung von Schles- 
wig-Holstein im Schulwesen, Sozialwesen 
und Gesundheitswesen nach den Ergeb- 
nissen der Finanzstatistik 1955 nachträglich 
festzustellen, wird dadurch erschwert, daß 
die tatsächlichen Aufwendungen in den 
Haushalten der Länder und Gemeinden kein 
objektiver Bedarfsmaßstab sind, sondern 
zum Teil auf unterschiedlichen Leistungen 
oder auch unterschiedlichen Voraussetzun- 
gen der verschiedensten Art beruhen. Ein 
Vergleich der Personalausgaben im Schul- 
wesen macht dies deutlich: 


Ausgaben in DM 
je Einwohner 1955 


für Volks- für Mittel- 
I und Berufs- und höhere 
[ schulen Schulen 


Bayern .... 

. 36,98 

11,82 

Rheinland-Pfalz 

. 39,19 

10,96 

Niedersachsen . . 

41,27 

15,23 

Schleswig-Holstein 

43,65 

24,12 

Die Mehrausgaben 

von Schlesw 

dg-Holstein 


gegenüber Niedersachsen erklären sich bei 
den Volks- und Berufsschulen aus der stär- j 


keren Besetzung der schulpflichtigen Jahr- 
gänge; dagegen sind die hohen Ausgaben 
für Mittel- und höhere Schulen im wesent- 
lichen durch die historische Entwicklung der 
Mittelschulen und den verstärkten Ausbau 
der Schulen an der Grenze zu erklären. Ge- 
genüber Niedersachsen ist die Mehrbe- 
lastung von Schleswig-Holstein im Haus- 
haltsjahr 1955 größenordnungsmäßig etwa 
folgendermaßen anzunehmen: 



in DM je 
Einwohner 

in Millio- 
nen DM 

bei den Personal- 
ausgaben 

im Schulwesen . 

4,40 

10,0 

im Sozialwesen . 

3,10 

7,0 

im Gesundheits- 
wesen . . . 

4,40 

10,0 

bei den Nettoaus- 
gaben der Fürsorge 

1,30 

3,0 


zusammen 13,20 30,0 


Die Anrechnung der Sonderbelastung von 
Schleswig-Holstein war in den Rechnungs- 
jahren 1955 bis 1957 demnach mit 55 bis 
71 Millionen DM zu hoch bemessen. 

d) Der Mehrbelastung von Schleswig-Holstein 
im Schulwesen, Gesundheitswesen und So- 
zialwesen wird außerdem entgegengehalten, 
daß andere Länder auf anderen Gebieten 
eine Mehrbelastung zu tragen haben, so 
Niedersachsen im Zonenrandgebiet, in 
Deichbau und Wasserwirtschaft. Ferner ha- 
ben sich durch die planmäßige Umsiedlung, 
die freizügige Binnenwanderung und durch 
den Rückgang der Arbeitslosigkeit die Ver- 
hältnisse in Schleswig-Holstein immer mehr 
normalisiert. Im Vergleich zu 1939 weist seit 
1956 nicht mehr Schleswig-Holstein mit 
41,7 V. H., sondern Niedersachsen mit 42,8 
V. H. den stärksten Einwohnerzuwachs auf. 
Es ist allerdings festzustellen, daß Schles- 
wig-Holstein aus Gründen, die teils in der 
Wirtschaftsstruktur und teils im Steuer- 
system liegen, das steuerschwächste Land 
ist. Aber diese besondere Steuerschwäche 
wird im Finanzausgleich ausgeglichen, ohne 
daß es der Anrechnung von Ausgabebe- 
lastungen bedarf. 

e) Die Anrechnung der Sonderbelastung von 
Schleswig-Holstein kann nicht innerhalb 
eines Jahres, sondern nur in einem mehr- 
jährigen Zeitraum auf einen angemessenen 
Betrag herabgesetzt werden. Deshalb ist für 
1958 und 1959 eine Anrechnung mit 45 Mil- 
lionen DM, für 1960 mit 40 Millionen DM, 
für 1961 mit 35 Millionen DM und ab 1962 
mit 30 Millionen DM vorgesehen. Die Her- 
absetzung in 1958 wird aber durch die Inten- 
sivierung des Finanzausgleichs wieder aus- 
geglichen; die weiteren Herabsetzungen 
werden durch Steuermehreinnahmen über- 
deckt werden. 
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Zu § 5 (Realsteuereinnahmen der Gemeinden) 

19. Beim Ansatz der Realsteuereinnahmen im Fi- 
nanzausgleich ist für die Zukunft damit zu rech- 
nen, daß sich spätestens mit der neuen Einheits- 
bewertung, möglicherweise auch schon früher 
durch Änderungen im gemeindlichen Steuer- 
system die Anspannung der Grundsteuer A, der 
Grundsteuer B und der Gewerbesteuer vom Er- 
trag und Kapital im Verhältnis zueinander ver- 
schieben werden. Für diesen Fall soll die in Ab- 
satz 4 vorgesehene Rechtsverordnung die Er- 
mächtigung geben, die in Absatz 2 vorgeschrie- 
benen Hundertsätze der Re als teuerkraftzahlen 
einer veränderten Realsteueranspannung anzu- 
passen. 


in einzelnen Ländern zu einer erheblichen Ver- 
ringerung der Einwohnerwertung bei der Aus- 
gangsmeßzahl geführt hat. Außerdem hat im 
Länderfinanzausgleidi der Realsteueransatz ge- 
genüber dem Ansatz der Ländersteuern an Ge- 
wicht verloren, so daß das kommunale Element 
in der Einwohnerwertung entsprechend gerin- 
ger zu berücksichtigen ist. 

21, a) Für die Einwohnerwertung und die damit in 
Zusammenhang stehende Berechnung der 
Ausgleichsmeßzahl muß eine pragmatische 
Lösung gefunden werden. Nach dem gelten- 
den Gesetz ergibt die Einwohnerwertung 
und die Bemessung der Ausgleichsmeßzahl 
je Einwohner: 


Zu § 6 (Einwohnerzahl) 

20. Im Länderfinanzausgleich ist für die Bemessung 
der Bedarfsunterschiede der Länder und damit 
für die Intensität des Finanzausgleichs die Ein- 
wohnerwertung ein sehr wichtiges Berech- 
nungselement. Die Einwohnerwertung ist seit 
1951 nach der Größe der Gemeinden folgender- 
maßen gesetzlich festgelegt worden: 

von 

1951 ab 1955 
bis 1954 

für die ersten 

5 000 Einwohner 100 v. H. 100 v.H. 
für die weiteren 

15 000 Einwohner 115 v.H. 110 v.H. 
für die weiteren 

80 000 Einwohner 125 v.H. 115 v.H. 


in Hamburg 125,4 v.H. 

des Bundesdurchschnitts, 

in Bremen . .108,8 v.H. 

des Bundesdurchschnitts, 

in Nordrhein- 
Westfalen .102,4 v.H. 

des Bundesdurchschnitts, 

in den übrigen Ländern aber zwischen 95,7 
V. H. (Rheinland-Pfalz) und 98,2 v. H. (Hes- 
sen). Die Einwohnerwertung ist damit von 
besonderer Bedeutung für die unterschied- 
liche Heranziehung der ausgleichspflichtigen 
Länder zum Finanzausgleich. 

b) Für die Hansestädte ergibt sich bei einem 
Vergleich ihres Steuerbedarfs 1955 (ohne 
Hafenlasten, die besonders abgegolten wer- 
den — vgl. Nr. 17) mit der bisherigen Ein- 
wohnerwertung folgendes: 


für die weiteren 

400 000 Einwohner 135 v.H. 120 v.H. 
für die weiteren 

500 000 Einwohner 150 v.H. 125 v. H. 


Einwohner- 
wertung 
in V. H. 


Steuerbedarf 
in V. H. 
des Bundes- 
durch Schnitts 


für die weiteren 

Einwohner 160 v. H. 155 v. H. 

Von 1955 ab ist die Einwohnerwertung einge- 
schränkt worden, weil die Realsteuerkraft der 
Gemeinden nicht mehr im gleichen Umfang wie 
bisher in den Finanzausgleich einbezogen 
wurde. 

Bei einer Änderung der Einwohnerwertung ist 
allgemein zu bemerken, daß im staatlichen Be- 
reich der Ausgabebedarf von Stadt und Land 
bei den einzelnen Aufgabengebieten sehr un- 
terschiedlich ist und eine Gesamttendenz kaum 
erkennen läßt. Die Haushaltswirtschaft der 
Länder ist zu stark durch spezielle Gegeben- 
heiten und durch Unterschiede in der Lei- 
stungsfähigkeit bestimmt, als daß man einen 
Steuerbdearf nach objektiven Kostenelementen 
ableiten könnte. Für den kommunalen Bereich 
ist die Steigerung des Ausgabebedarfs mit 
wachsender Gemeindegröße als Gesamttendenz 
bekannt; der Finanzbedarf von Stadt und Land 
nähert sich jedoch immer mehr an, so daß eine 
Neuregelung des kommunalen Finanzausgleichs 


Hamburg 125,4 146,9 

Bremen . 108,8 125,0 

Die bisherige Einwohnerwertung war für 
Bremen unzulänglich und hatte zur Folge, 
daß der Beitrag von Bremen zum Finanzaus- 
gleich mit großen Schwankungen durch die 
Hanseatenklausel bestimmt wurde, (vgl. 
Nr. 23). Durch eine Einwohnerwertung mit 
125 v.H, wird Bremen in das Finanzaus- 
gleichssystem gerechter eingeordnet. Für 
Hamburg war die bisherige Einwohnerwer- 
tung wesentlich günstiger. Eine Wertung 
nach dem finanzstatistisch errechneten 
Steuerbedarf von Hamburg erscheint aber 
zu weitgehend, da der Steuerbedarf allge- 
mein auch durch eine hohe Finanzkraft be- 
einflußt wird (die Staats- und Kommunal- 
leistungen von Hamburg haben im Bundes- 
gebiet den höchsten Stand). Da die Einwoh- 
nerwertung außerdem im Gesamtzusammen- 
hang der Finanzausgleichsbestimmungen be- 
urteilt werden muß, erscheint im Anschluß 
an die bisherige Stellung von Hamburg im 
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Finanzausgleich eine Einwohnerwertung mit 
135 V. H. als ausreichend. 

c) Bei den anderen ausgleichspflichtigen Län- 
dern ist festzustellen, daß eine Einwohner- 
wertung von 102,4 V. H. für Nordrhein- 
Westfalen und von 97,6 v, H. für Baden- 
Württemberg eine erhebliche Begünstigung 
von Nordrhein-Westfalen ergibt. Es trifft 
zwar zu, daß Nordrhein-Westfalen im kom- 
munalen Bereich auf Grund der starken 
Verstädterung einen höheren Steuerbedarf 
je Einwohner aufweist als die anderen Län- 
der. Aber auf der anderen Seite ist Nord- 
rhein-Westfalen im staatlichen Bereich, dank 
seiner Größe und Leistungsfähigkeit, sowie 
auch aus historischen Gegebenheiten in 
mancher Hinsicht relativ geringer belastet 
als Baden-Württemberg. Das Bundesministe- 
rium der Finanzen hatte deshalb vorgeschla- 
gen, in einer Neuregelung des Finanzaus- 
gleichs die Einwohnerwertung außer für 
Hamburg und Bremen ganz fallen zu lassen. 
Die Länderfinanzminister haben sich dahin 
verständigt, daß für den Ausgleich der Län- 
dersteuern die Einwohnerwertung auf die 
Hansestädte beschränkt werden, dagegen 
für den Realsteuerausgleich die Einwohner- 
wertung des § 7 LFAG 1955 beibehalten 
werden soll. Dementsprechend ist in der 
Neufassung des § 6 in Absatz 2 eine unter- 
schiedliche Einwohnerwertung für den Län- 
dersteuerausgleich mit den für die Hanse- 
städte unter b) genannten Sätzen und in Ab- ! 
Satz 3 für den Realsteuerausgleich mit der | 
unter d) erläuterten Änderung vorgesehen. 
Hiernach kann der letzte Satz von § 7 alte 
Fassung gestrichen werden, weil bei zwei 
Einwohnerwertungen eine Umrechnung auf 
die wirkliche Einwohnerzahl nicht mehr 
sinnvoll erscheint. 

d) Für die in Absatz 3 vorgesehene Berech- 
nung der Meßzahlen zum Ausgleich der 
Realsteuereinnahmen wird die Einwohner- 
wertung des § 7 alter Fassung mit einer ge- 
ringen Änderung übernommen. In der bis- 
herigen Einwohnerwertung wurde die 
Hansestadt Hamburg dadurch begünstigt, 
daß die 1 Million übersteigende Einwohner- 
zahl mit 155 V. H. gewertet wurde. Eine ent- 
sprechende Begünstigung von Bremen ist 
unterblieben, weil die Stellung von Bremen 
im Finanzausgleich durch die Hanseaten- 
klausel als gesichert galt. Um eine grund- 
sätzlich gleiche Heraushebung von Bremen 
und Hamburg in der Einwohnerwertung zu 
erreichen, ist in der Neufassung vorgesehen, 
daß die 1 Million übersteigende Einwohner- 
zahl nur noch mit 130 v. H. gewertet wird 
und daß für die Länder Bremen und Ham- 
burg weitere 10 v. H. ihrer Einwohnerzahl 
hinzugerechnet werden. Danach beträgt die 
durchgerechnete Einwohnerwertung im 
Realsteuerausgleich 

für Bremen 128,2 v. H. 

für Hamburg 135,4 v. H. 


Zu § 7 (Bemessung der Ausgleichszuweisungen 
und der Ausgleichsbeiträge) 

22. Die Änderung in der Bemessung der Aus- 
gleichszuweisungen und der Ausgleichsbeiträge 
ist wegen ihrer Bedeutung bereits im allgemei- 
nen Teil unter Nr. 10 erläutert. 

23. In § 8 Abs. 3 bis 5 des Länderfinanzausgleichs- 
gesetzes 1955 war vorgesehen, daß die Aus- 
gleichsbeiträge der Hansestädte herabgesetzt 
werden sollten, wenn ihre Steuerkraft nach 
Abzug ihres Ausgleichsbeitrages unter einen 
bestimmten Vergleichsbetrag sank, der aus der 
Steuerkraft von Nordrhein-Westfalen, Baden- 
Württemberg, Köln und Stuttgart errechnet 
wurde. Mit dieser sogenannten Hanseatenklau- 
sel ist die Heranziehung von Bremen zum 
Finanzausgleich von 1953 bis 1957 in einer 
Form bestimmt worden, deren Auswirkung für 
1956 und 1957 nicht vorhersehbar war. Die Bei- 
träge von Bremen zum Finanzausgleich waren 
nämlich nach der Hanseatenklausel folgende: 



Auf- 

bringungs- 

anteil 

1 

1 

Kürzung ' 

Beitrag 


in Millionen DM 


1953 

5,2 

-14,4 

— 

1954 

8,6 

- 7,7 

0,9 

1955 

26,2 

-13,6 

12,6 

1956 

35,8 

— 

35,8 

1957 

33,4 

-14,7 

18,7 


Die Schwankungen in der Heranziehung von 
Bremen zum Finanzausgleich haben sich im we- 
sentlichen aus der sehr ungleichen Entwicklung 
der Gewerbesteuereinnahmen in Bremen und 
in den Vergleichsstädten Köln und Stuttgart 
ergeben. Nachdem Bremen in der Einwohner- 
wertung (§ 6) und in der Anrechnung der 
Hafenlasten (§ 4 Abs, 3) eine wesentliche Bes- 
serstellung erhalten hat, kann sich die Han- 
seatenklausel nicht mehr in dem bisherigen 
Umfang auswirken. Die Hanseatenklausel soll 
jedoch in § 7 der Neufassung beibehalten wer- 
den, um Bremen eine weitere Mindestgarantie- 
bestimmung im Finanzausgleich zu geben. 

Zu § 9 (Vollzug des Finanzausgleichs während 
des Ausgleichs] ahres) 

24. Der Bezug auf andere Bestimmungen des Ge- 
setzes wird redaktionell geändert, weil sich 
durch den Wegfall von § 6 LFAG 1955 die Zäh- 
lung der Paragraphen ändert. 

Zu § 1 1 (Endgültige Abrechnung) 

25. Hier ist ebenfalls eine redaktionelle Änderung 
infolge veränderter Zählung der Paragraphen 
notwendig. 
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Zu § 12 (Berlin) | einem späteren Zeitpunkt durch Gesetz geregelt 


26. Die Fassung des § 12 ändert sich redaktionell, 
weil § 16 des Dritten Überleitungsgesetzes 
durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Dritten Überleitungsgesetzes neu gefaßt wurde. 

Zu § 15 (Geltung im Saarland) 

27. Die Saarklausel ist erforderlich, weil die Teih 
nähme des Saarlandes am Länderfinanzaus- 
gleich bis zum Ende der Übergangszeit durch 
§ 10 Abs. 1 Nt. 3 des Gesetzes über die Ein- 
gliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 
1956 (BGBl. I S. 1011) ausgeschlossen ist und zu 


werden muß. 

Zu § 16 (Inkrafttreten) 

28. Die Neuregelung des Länderfinanzausgleichs 
soll erstmals für das Rechnungsjahr 1958 gelten. 
Vom gleichen Zeitpunkt an soll das LFAG 1955 
nicht mehr angewendet werden. § 15 des LFAG 
1955 bleibt jedoch in Kraft, weil von dem im 
übrigen aufgehobenen Zerlegungsgesetz vom 

29. März 1952 der § 1 (unmittelbare Steuer- 
berechtigung) und der § 9 (Entscheidung von 
Meinungsverschiedenheiten) weiter gelten 
sollen. 
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Der Länderfinanzausgleich 1957 und seine Änderung nach 


Nordrhein- 

Westfalen 

Baden- i 

Württemberg 

Hessen 

Einwohner am 30. September 1957 in 1000 

15 120 

7 276 

4 589 


i n 

Millionen 

DM 

Steuereinnahmen der Länder 1957 

4 384,6 

2 012,2 

1 215,3 

Realsteuerkraft 1956 

1 586,0 

760,2 

400,3 

zusammen . . . 

5 970,6 

2 772,4 

1 615,6 

Beiträge und Zuweisungen 1957 

-* 354,5 

- 174,0 

46,1 

Steuereinnahmen nach Finanzausgleich 

5 616,1 

2 598,4 

1 569,5 

Mehreinnahmen im vertikalen Finanzausgleich 

102,8 

46,5 

33,0 

Änderung der Beiträge und Zuweisungen ab 1. Januar 1959 , 

- 143,6 

“ 5,9 

- 1,3 

Steuereinnahmen nach Änderung des Finanzausgleichs .... 

5 575,3 

2 639,0 

1 601:2 



i n 

DM je Einwoh 

n e r 

Steuereinnahmen der Länder 1957 

289,99 

276,55 

264,83 

Realsteuerkraft 1956 

104,89 

104,48 

87,23 

zusammen . . 

394,88 

381,03 

352,06 

Beiträge und Zuweisungen 1957 

- 23,45 

-* 23,91 

- 10,04 

Steuereinnahmen nach Finanzausgleich 

371,43 

357,12 

342,02 

Mehreinnahmen im vertikalen Finanzausgleich 

6,80 

6,39 

7,19 

Änderung der Beiträge und Zuweisungen ab 1959 .... 

- 9,50 

~ 0,81 

0,28 

Steuereinnahmen nach Änderung des Finanzausgleichs . . . 

368,73 

362,70 

348,93 



in V. H. des 


Steuereinnahmen 

Bundesdurchschnitts 

ohne Finanzausgleich 1957 

114,7 

110,7 

102,3 

mit Finanzausgleich 1957 

107,9 

103,7 

99,3 

mit Änderung des Finanzausgleichs 

105,4 

103,6 

99,7 


Einbau des Notopfers der Körperschaften in die Körperschaftsteuer 
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dem Entwurf des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 



Übersicht 1 

Bayern 

Nieder- 

sadisen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen | 

insgesamt 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

1 775 

659 

50 661 



in Millionen DM 



1 885,0 

1 189,8 

539,5 

314,0 

922,0 

235,4 

12 697,8 

728,8 

514,7 

238,3 

146,8 

274,3 

96,0 

4 745,4 

2 613,8 

1 704,5 

777,8 

460,8 

1 196,3 

331,4 

17 443,2 

+ 138,1 

+ 208,4 

+ 173,1 

+ 273,0 

- 199,3 

- 18,7 

± 792,6 

2 751,9 

1 912,9 

950,9 

733,0 

997,0 

312,7 

17 443,2 

35,6 

29,4 

9,2 

3,6 

24,2 

3,2 

287,5 

+ 53,6 

-f 73,3 

+ 50,8 

- 0,4 

- 33,2 

+ 6,7 

± 184,4 

2 841,1 

2 015,6 

1 010,9 

737,0 

988,0 

322,6 

17 730,7 



205,38 

79,41 

183,16 

79,23 


i n D M 

163,29 

72,12 

j e 

Einwohner 

138.69 

64,84 

519,44 

154,53 

357,21 

145,68 

250,64 

93,67 


284,79 

262,39 


235,41 


203,53 

673,97 

502,89 

344,31 


15,05 

+ 32,08 


52,39 

+ 

120,58 - 

112,28 

- 28,38 

— 


299,84 

294,47 


287,80 


324,11 

561,69 

474,51 

344,31 


3,88 

4,53 


2,79 


1,59 

13,63 

4,85 

5,68 

+ 

5,84 

+ 11,28 


15,37 

— 

0,18 - 

18,70 

+ 10,17 

— 


309,56 

310.28 


305,96 


325,52 

556,62 

489,53 

349,99 




in V. H. des 

Bundesdurchschnitts 



82,7 

76,2 

68,4 

59,1 

195,1 

146,1 

100,0 

87,1 

85,5 

83,6 

94,1 

163,0 

135,6 

100,0 

88,4 

88,7 

87,4 

93,0 

159,0 

139,9 

100,0 
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Der Finanzausgleich unter den Ländern nach dem 

(Berechnung nach 


Lfd. 

Nr. 

Nordrhein- 

Westfalen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

1. 

Einwohner am 30. September 1957 in 1000 . . 


15 120 


7 276 

4 589 

2. 

Einwohnerwertung in 1000 zum Ausgleich der 

Landes- 






steuern 

r 

15 120 


7 276 

4 589 

3. 

Einwohnerwertung in 1000 zum Ausgleich der Realsteuern 

16 833 


7 722 

4 900 




i n 

Millionen 

DM 

4. 

Steuereinnahmen der Länder 1957 


4 384,6 

2 012,2 

1 215,3 

5. 

65 V. H. des Notopfers der Körperschaften . . 


102,8 

46,5 

33,0 

6. 

Abgeltung von Sonderbelastungen 






7. 

Realsteueransatz 1957 


1 037,3 

495,6 

259,5 

8. 

Steuerkraftmeßzahl 


5 524,7 

2 554,3 

1 507,8 

9. 

Meßzahl zum Ausgleich der Landessteuern 


3 777,8 

1 817,9 

1 146,6 

10. 

Meßzahl zum Ausgleich der Realsteuern 2) 


941,0 

431,7 

273,9 

11. 

Ausgleichsmeßzahl 


4 718,8 

2 249,6 

1 420,5 

12. 

Überschüsse ( + ), Fehlbeträge ( — ) 


+ 805,9 

+ 304,7 

+ 87,3 


13. 

14. 

15. 


16. 

17. 

18. 

19. 


Fehlbetrag — (Berechnung nach § 7 Abs. 1 Nr. 1) 

bis 80 V. H. der Ausgleichsmeßzahl 

von 80 bis 90 v. H. der Ausgleichsmeßzahl .... 
von 90 bis 95 v. H. der Ausgleichsmeßzahl 

Zuweisungen 

bis 80 V. H 100 v. H 


von 80 bis 90 V. H 80 v, 

von 90 bis 95 V. H 40 v 

zusammen . 


20. 

Überschuß bis 110 v. H. der Ausgleichsmeßzahl .... 

471,9 

225,0 

87,3 

21. 

Kürzung um 

- 118,0 

- 56,3 

- 21,8 

22. 

über 110 v. H. der Ausgleichsmeßzahl 

334,0 

79,7 

— 

23. 

ausgleichspflichtiger Überschuß 

687,9 

248,4 

65,5 

24. 

Beiträge (69,029 v. H.) 

- 474,9 

- 171,5 

- 45,2 

25. 

Hanseatenklausel 

- 0.4 

- 0,1 

— 

26. 

Beiträge nach Berücksichtigung der Hanseatenklausel . 

- 475,3 

” 171,6 

- 45,2 


9 249,855 DM je gewerteten Einwohner 
“) 55,899 DM je gewerteten Einwohner 
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Übersicht 2 a 


Entwurf des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 
§ 7 Abs. 1 Nr. 1) 


Bayern 

Nieder- ' 

Sachsen 

Rheinland- 
Pfalz 1 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

1 775 

659 

50 661 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

2 396 

824 

51 447 

9 714 

6 863 

3 437 

2415 

2 403 

845 

55 132 



i n 

Millionen 

DM 



1 885,0 

1 189,8 

539,5 

314,0 

922,0 

235,4 

12 697,8 

35,6 

29,4 

9,2 

3,6 

24,2 

3,2 

287,5 


- 6,0 


- 45,0 

- 55,0 

- 25,0 

- 131,0 

468,7 

331,1 

153,4 

92,5 

101,2 

62,5 

3 081,8 

2 389,3 

1 544,3 

702,1 

365,1 

1 072,4 

276,1 

15 936,1 

2 293,2 

1 623,1 

825,5 

565,7 

598,6 

205,9 

12 854,3 

543,0 

383,6 

192,1 

135,0 

134,3 

47,2 

3 081,8 

2 836,2 

2 006,7 

1 017,6 

700,7 

732,9 

253.1 

15 936,1 

- 446,9 

- 462,4 

- 315,5 

- 335,6 

+ 339,5 

+ 23,0 

± 1 560,4 



58,1 

111,9 

195,4 



365,4 

163,1 

200,7 

101,8 

70,1 



535,7 

141,8 

100,3 

50,9 

35,0 



328,0 

- - 

58,1 

111,9 

195,4 



365,4 

130,5 

160,6 

81,4 

56,1 



428,6 

56,7 

40,1 

20,4 

14,0 



131,2 

+ 187,2 

+ 258,8 

+ 213,7 

+ 265,5 



+ 925,2 





73,3 

23,0 

880,5 





- 18,3 

- 5,7 

- 220,1 





266,2 

— 

679,9 





321,2 

17,3 

1 340,3 





- .221,7 

- 11,9 

- 925,2 





- 0,2 

+ 0,7 

± 0,7 





- 221,9 

“ 11,2 

- 925,2 
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Der Finanzausgleich unter den Ländern nach 

(Berechnung nach 


Nordrhein- 

Westfalen 

Baden- 

Württemberg 

Hessen 

1. 

Einwohner am 30. September 1957 in 1000 

15 120 

7 276 

4 589 

2. 

Einwohnerwertung in 1000 zum Ausgleich der Landes- 
steuern 

15 120 

7 276 

4 589 

3. 

Einwohnerwertungin 1000 zum Ausgleich der Realsteuern 

16 833 

7 722 

4 900 



i n 

Millionen DM 

4, 

Steuereinnahmen der Länder 1957 

4 384,6 

2 012,2 

1 215,3 

5. 

65 V. H. des Notopfers der Körperschaften 

102,8 

46,5 

33,0 

6, 

Abgeltung von Sonderbelastungen 




7. 

Realsteueransatz 1957 

1 037,3 

495,6 

259,5 

8. 

Steuerkraftmeßzahl 

5 524,7 

2 554,3 

1 507,8 

9. 

Meßzahl zum Ausgleich der Landessteuern *) .... 

3 777,8 

1 817,9 

1 146,6 

10, 

Meßzahl zum Ausgleich der Realsteuern 

941,0 

431,7 

273,9 

11. 

Ausgleichsmeßzahl 

4 718,8 

2 249,6 

1 420,5 

12. 

Überschüsse (-[-), Fehlbeträge ( — ) 

+ 805,9 

+ 304,7 

+ 87,3 


Fehlbetrag — (Berechnung nach § 7 Abs. 1 Nr. 2) 




13. 

bis 85 V. H. der Ausgleichsmeßzahl 




14. 

von 85 bis 95 v. H. der Ausgleichsmeßzahl 





Zuweisungen 




15. 

bis 85 V. H 100 V. H. 




16. 

von 85 bis 95 V. H 60 v. H. 




17. 

zusammen . . . 




18. 

Uberschuß bis 110 v. H. der Ausgleichsmeßzahl .... 

471,9 

225,0 

87,3 

19. 

Kürzung um V4 

- 118,0 

- 56,3 

- 21,8 

20 . 

über 110 v. H. der Ausgleichsmeßzahl 

334,0 

79,7 


21 . 

Ausgleichspflichtiger Uberschuß 

687,9 

248,4 

65,5 

22 . 

Beiträge (72,36 v. H.) 

- 497,8 

- 179,8 

- 47,4 

23. 

Hanseatenklausel (vgl. Anlage) 

- 0.3 

- 0,1 


24. 

Beiträge nach Berücksichtigung der Hanseatenklausel . 

- 498,1 

- 179,9 

- 47,4 

25. 

Beiträge und Zuweisungen — 1957 nach LFAG 1955 . . 

- 354,5 

- 174,0 

“ 46,1 

26. 

Unterschied 

- 143,6 

5,9 

- 1,3 

27. 

Mehreinnahmen im vertikalen Finanzausgleich 3) . . . 

+ 102,8 

+ 46,5 

+ 33,0 

28. 

Mehr- oder Mindereinnahmen im vertikalen und hori- 
zontalen Finanzausgleich 

- 40,8 

+ 40,6 

+ 31,7 


249,855 DM je gewerteten Einwohner 
55,899 DM je gewerteten Einwohner 
3) vgl. lfd. Nr. 5 
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Drucksache 703 


Übersicht 2 b 

dem Entwurf des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1958 
§ 7 Abs. 1 Nr. 2) 


Bayern 

Nieder- 

sachsen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

1 775 

659 

50 661 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

2 396 

824 

51 447 

9714 

6 863 

3 437 

2 415 

2 403 

845 

55 132 



in Millionen DM 



1 885,0 

1 189,8 

539,5 

314,0 

922,0 

235,4 

12 697,8 

35,6 

29,4 

9,2 

3,6 

24,2 

3,2 

287,5 


- 6,0 


- 45,0 

- 55,0 

- 25,0 

- 131,0 

468,7 

331,1 

153,4 

92,5 

181,2 

62,5 

3 081,8 

2 389,3 

1 544,3 

702,1 

365,1 

1 072,4 

276,1 

15 936,1 

2 293,2 

1 623,1 

825,5 

565,7 

598,6 

205,9 

12 854,3 

543,0 

383,6 

192,1 

135,0 

134,3 

47,2 

3 081,8 

2 836,2 

2 006,7 

1 017,6 

700,7 

732,9 

253,1 

15 936,1 

~ 446,9 

- 462,4 

- 315,5 

- 335,6 

+ 339.5 

+ 23,0 

± 1 560,4 

21,5 

161,3 

162,8 

230,5 



576,1 

283.6 

200,7 

101,8 

70,1 



656,2 

21,5 

161,3 

162,8 

230,5 



576,1 

170,2 

120,4 

61,1 

42,1 



393,8 

+ 191,7 

+ 281,7 

+ 223,9 

+ 272,6 



+ 969,9 





73,3 

23,0 

880,5 





- 18,3 

- 5,7 

- 220,1 





266,2 


679,9 





321,2 

17,3 

1 340,3 





- 232,4 

- 12,5 

969,9 





- 0,1 

+ 0,5 

± 0,5 





- 232,5 

~ 12,0 

- 969,9 

+ 138,1 

+ 208,4 

+ 173,1 

+ 273,0 

- 199,3 

- 18,7 

± 792,6 

+ 53,6 

+ 73,3 

+ 50,8 

- 0,4 

- 33,2 

+ 6,7 

± 184,4 

+ 35,6 

+ 29,4 

+ 9,2 

+ 3,6 

+ 24,2 

+ 3,2 

+ 287,5 

+ 89,2 

+ 102,7 

+ 60,0 

+ 3,2 

- 9,0 

+ 9,9 

+ 287,5 
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Der Finanzausgleich 


Nordrhein- 

Baden- 

1 Hessen 

1 


Westfalen 

Württemberg 

Einwohner am 30. September 1957 in 1000 

15 120 

7 276 

4 589 

Einwohnerwertung in 1000 

15 482 

7 102 

4 507 


i n 

Millionen 

DM 

Länderanteil an der Einkommen- und Körperschaftsteuer . . . 

3 607,7 

1 671,8 

1 011,0 

Vermögensteuer 

323,2 

111,2 

57,1 

Abführung an den Lastenausgleich 

“ 244,2 

- 84,0 

- 43,2 

Erbschaftsteuer 

21,7 

12,4 

4,5 

Kraftfahrzeugsteuer 

296,6 

149,6 

86,5 

Kapitalverkehrsteuer 

52,9 

7,8 

12,8 

Versicherungsteuer 

56,2 

28,3 

16,8 

Wechselsteuer 

34,9 

13,5 

15,1 

Rennwett- und Lotteriesteuer (ohne Totalisatorsteuer) .... 

72,8 

10,9 

18,8 

Biersteuer , , 

162,8 

84,7 

35,9 

Steuereinnahmen der Länder 

4 384,6 

2 012,2 

1 215,3 

Realsteuerkraft 1956 




Grundsteuer A 160 v. H 

49,1 

58,2 

29,0 

Grundsteuer B 160 bis 250 v. H 

313,5 

160,8 

83,6 

Kürzung der Einheitswerte . 


- 32,2 

4,5 

Gewerbesteuer 250 v. H 

1 223,4 

573,4 

292,2 

Realsteueransatz nach § 5 Abs. 5 




Grundsteuer A 

26,8 

31,8 

15,9 

Grundsteuer B 

168,4 

69,1 

42,5 

Gewerbesteuer 

842,1 

394,7 

201,1 

Realsteuern zusammen 

1 037,3 

495,6 

259,5 

Steuern im Finanzausgleich 

Abgeltung von Sonderbelastung 

5 421,9 

2 507,8 

1 474,8 

Steuerkraftmeßzahl 

5 421,9 

2 507,8 

1 474,8 

Ausgleichsmeßzahl 

4 779,1 

2 192,3 

1 391,3 

Überschüsse ( + ), Fehlbeträge ( — ) 

Fehlbetrag 

+ 642,8 

+ 315,5 

+ 83,5 

an 80 V. H 

von 80 bis 90 v. H 

von 90 bis 95 V. H 




Zuweisungen 




bis 80 V H 100 v. H. 

von 80 bis 90 v. H 70 v. H. 

von 90 bis 95 V. H 35 v. H. 




insgesamt . . . 




Beiträge (54,113 v. H.) 

- 347,8 

- 170,7 

- 45,2 

Hanseatenklausel 

- 6,7 

- 3,3 

- 0,9 


h 308,687 DM je gewerteten Einwohner 
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unter den Ländern 1957 





Übersicht 3 

Bayern 

Nieder- 

sachsen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

9 178 

6 496 

3 304 

2 264 

1 775 

659 

50 661 

8 934 

6312 

3 161 

2 221 

2 225 

717 

50 661 



in Millionen DM 



1 431,3 

961,5 

407,5 

249,5 

770,0 

192,4 

10 308,7 

103,0 

67,3 

25,6 

15,9 

71,8 

17,5 

792,6 

- 77,8 

- 50,9 

- 19,4 

- 12,0 

- 54,3 

- 13,2 

- 599,0 

12,3 

5,9 

2,1 

1,5 

4,9 

0,7 

66,0 

162,6 

114,9 

61,0 

38,0 

41,5 

14,4 

965,1 

9,7 

6,5 

5,3 

1,1 

18,7 

2,0 

116,8 

30,0 

14,4 

2,8 

3,0 

29,4 

3,4 

184,3 

11,2 

9,2 

4,6 

3,0 

8,5 

2,8 

102,8 

29,3 

30,3 

13,0 

9.2 

13,8 

3,8 

201,9 

173,4 

30,7 

37,0 

4,8 

17,7 

11,6 

558,6 

1 885,0 

1 189,8 

539,5 

314,0 

922,0 

235,4 

12 697,8 


72,7 

59,9 

26,6 

22,4 

1,1 

1,0 

320,0 

149,4 

96,8 

47,5 

35,6 

49,6 

22,7 

959,5 



- 1,7 




38,4 

506,7 

358,0 

165,9 

88,8 

223,6 

72,3 

3 504,3 

39,7 

32,7 

14,6 

12,3 

0,6 

0,5 

174,9 

80,2 

52,0 

24,6 

19,1 

26,7 

12,2 

494,8 

348,8 

246,4 

114,2 

61,1 

153,9 

49,8 

2 412,1 

468,7 

331,1 

153,4 

92,5 

181,2 

62,5 

3 081,8 

2 353,7 

1 520,9 

692,9 

406,5 

1 103,2 

297,9 

15 779,6 




- 71,1 

- 55,2 

- 14,9 

- 141,2 

2 353,7 

1 520,9 

692,9 

335,4 

1 048,0 

283,0 

15 638,4 

2 757,8 

1 948,4 

975,8 

685,6 

686,8 

221,3 

15 638,4 

- 404,1 

- 427,5 

~ 282,9 

“ 350,2 

+ 361,2 

+ 61,7 

± 1 464,7 


37,9. 

87,7 

213,0 



338,6 

128,3 

194,8 

97,6 

68,6 



489,3 

137,9 

97,4 

48,8 

34,3 



318,4 


37,9 

87,7 

213,0 



338,6 

89,8 

136,4 

68,3 

48,0 



342,5 

48,3 

34,1 

17,1 

12,0 



111,5 

+ 138,1 

+ 208,4 

+ 173,1 

- 273,0 



+ 792,6 





- 195,5 

- 33,4 

- 792,6 





- 3,8 

+ 14,7 

± 14,7 
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Berechnung der Hanseatenklausel 1958 

(zu § 7 Abs. 1 Nr. 2) 


Hamburg 

Bremen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Baden-Würt- 

temberg 

Vergleichs- 

länder 

Einwohner in 1 000 

1 775 

659 

15 120 

7 276 

22 396 



Beträge in 1 000 DM 


Landessteuern 1957 






(einschließlich Notopfer) 

946,2 

238,6 

4 487,4 

2 058,7 

6 546.1 

Hafenlasten 

- 55,0 

- 25,0 




Aufbringungsanteil 

-232,4 

- 12,5 

- 497,7 

- 179,7 

- 677,4 



i n DM 

je Einwohner 


Landessleuern 1957 






(einschließlich Notopfer) 

533,1 

362,1 



292,3 

Hafenlasten 

- 32,3 

- 37,9 




Aufbringungsanteil 

-130,9 

- 19,0 



- 30,2 


Hamburg 

j Bremen 

Köln 

Stuttgart 

Vergleichs- 

städte 

Einwohner in 1 000 

1 775 

659 

734 

613 

1 347 



in M i 1 1 i 0 n e n D M 


Reals'teuern 1957 






Grundbeträge 






Grundsteuer A 

0,7 

0,6 

0,2 

0,2 

0,4 

Grundsteuer B 

Gewerbesteuer vom ErtTug und 

23,3 

9,5 

10,6 

12,0 

22,6 

Kapital 

100,7 

31,0 

38,1 

48,6 

86,7 

Steuerkraft 






Grundsteuer A 160 v. H 

1,2 

1,0 

0,3 

0,3 

0,6 

Grundsteuer B 160 bis 250 v. H.^) 

58,0 

23,5 

26,4 

23,9 

50,3 

Gewerbesteuer 250 v. H 

251,8 

77,6 

95,2 

121,5 

216,7 

zusammen . . . 

311,0 

102.1 

121,9 

145,7 

267,6 

in DM je Einwohner 

175,2 

154,9 



198,7 

9 In Stuttgart nach Kürzung von 20 v. H. 

Hamburg 

Bremen 

Vergleichs- 

betrag 




i n DM 

je Einwohner 

Landes steuern 



533,1 

362,1 

292,3 

Realsteuem 



175,2 

154,9 

198,7 


zusammen . . . 

708,3 

517,0 

491,0 

Hafenlasten 



- 32,3 

- 37,9 


Aufbringungsaniteil 



-130,9 

- 19,0 

- 30,2 

Verbleibende Steuern 



545,1 

460,1 

460,8 

Fehlbetrag in DM je Einwohner . . . 




_0,7 

_ 

in 1 000 DM (absolut) 




0,5 
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Übersicht 4 b 


Berechnung der Hanseatenklausel 1957 


Hamburg 

Bremen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Baden-Würt- 

temberg 

' Vergleichs- 
länder 

Einwohner in 1 000 

1 775 

659 

15 120 

7 276 

22 396 


Beträge in Millionen DM 


Landessteuem 1957 

. . . 922,0 

235,4 

4 384,6 

2 012,2 

6 396,8 

Hafenlasten . . 

... - 55,2 

- 14,9 




Aufbringungsanteil 

. . . "195,5 

“ 33,4 

- 347,8 

- 170,7 

" 518,5 



in DMje Einwohner 


Landessteuern 1957 

. . . . 519,44 

357,21 



285,62 

Hafenlasten 

, . . . - 31,10 

- 22,61 




Aufbringungsanteil . . . . , 

, . . . "110,14 

- 50,68 



" 23,15 


Hamburg 

Bremen 

Köln 

Stuttgart 

Vergleichs- 

städte 

Einwohner in 1 000 

1 775 

659 

734 

613 

1 347 



in Millionen DM 


Realsteuern 1957 






Grundbeträge 






Grundsteuer A 

0,7 

0,6 

0,2 

0,2 

0,4 

Grundsteuer B 

Gewerbesteuer vom Ertrag und 

23,3 

9,5 

10,6 

12,0 

22,6 

Kapital 

100,7 

31,0 

38,1 

48,6 

86,7 

Steuerkraft 






Grundsteuer A 160 v. H 

1,2 

1,0 

0,3 

0,3 

0,6 

Grxindsteuer B 160 bis 250 v. H. . 

58,0 

23,5 

26,4 

23,9 

50,3 

Gewerbesteuer 250 v. H 

251,8 

77,6 

95,2 

121,5 

216,7 

zusammen . , . 

311,0 

102,1 

121,9 

145,7 

267,6 

in DM je Einwohner 

175,21 

154,93 



198,66 


in Stuttgart nach Kürzung um 20 v. H. 


Hamburg 

Bremen 

Vergleidis- 

betrag 

Landessteuern . . . 

Real steuern .... 


in DM 

519,44 

175,21 

je Einwohner 

357,21 285,62 

154,93 198,66 



zusammen . . . 694,65 

512,14 

484,28 

Hafenlasten .... 
Aufbringungsanteil 

. . . 

" 31,10 

-110,14 

- 22,61 
- 50,68 

- 23,15 

Verbleibende Steuern 
Fehlbetrag .... 


553,41 

438,85 

22,28 

461,13 

in Millionen DM . . 

. . . 


14,7 
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Zahl der Gemeinden, Einwohnerzahl und gewertete 

Zu § 6 Abs. 3 




Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Baden- 

Württemberg 

Zahl der Gemeinden 

bis 5 000 


1 986 

6 932 

3 187 

5 000 bis 20 000 


277 

144 

160 

20 000 bis 100 000 


86 

45 

30 

100 000 bis 500 000 


19 

4 

4 

500 000 bis 1 000 000 . . . . . . 

über 1 000 000 


4 

1 

1 


zusammen . . . 

2 372 

7 126 

3 382 

Einwohner in 1000 

bis 5 000 


2 532,8 

4 875,5 

3 284,8 

5 000 bis 20 000 


2 590,3 

1 099,3 

1 406,6 

20 000 bis 100 000 


3 295,3 

1 348,3 

1 195,8 

100 000 bis 500 000 


3 961,1 

861,6 

776,1 

500 000 bis 1 000 000 

über 1 000 000 


2 740,2 

993,7 

612,8 


zusammen . . . 

15 119,7 

9 178,4 

7 276,1 

Einwohnerschichtung in 1000 

die ersten 5 000 



4 462,8 

5 845,5 

4 259,8 

die weiteren 15 000 


2 840,3 

1 129,3 

1 131,6 

die weiteren 80 000 



3 415,3 

848,3 

995,8 

die weiteren 400 000 


3 661,1 

861,6 

776,1 

die weiteren 500 000 

die weiteren 



740,2 

493,7 

112,8 


zusammen . . . 

15 119,7 

9 178,4 

7 276,1 

Einwohnerwertung in 1000 

die ersten 5 000 X 1,00 ... 


4 462,8 

5 845,5 

4 259,8 

die weiteren 15 000 X 1,10 . . . 


3 124,3 

1 242,2 

1 244,8 

die weiteren 80 000 X 1,15 . . . 


3 927,6 

975,5 

1 145,2 

die weiteren 400 000 X 1,20 ... 


4 393,3 

1 033,9 

931,3 

die weiteren 500 000 X 1,25 ... 

die weiteren X 1,30 ... 


925,3 

617,1 

141,0 

zusammen . . . 

Hinzurechnung von 10 v. H. der Einwohnerzahl von Hamburg 
und Bremen 

16 833,3 

9 714,2 

7 722,1 

Gewertete Einwohnerzahl insgesamt . 


16 833,3 

9 714,2 

7 722,1 

in V. H. der wirklichen Einwohnerzahl 


111,3 

105,8 

106,1 


ohne die in Notunterkünften-Ost untergebrachten Personen (in Hamburg 4 042, in Bremen 1 455) 
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Übersicht 5 


Einwohnerzahl der Länder am 30. September 1957 

des Gesetzentwurfs 


Nieder- 

sachsen 

Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

4 114 

2 599 

2 839 

1 335 



22 992 

132 

90 

64 

51 



918 

25 

11 

13 

11 



221 

4 

4 

2 

2 


1 

40 

1 

1 




1 

9 





1 


1 

4 276 

2 705 

2 918 

1 399 

1 

2 

24 181 

3 152,0 

2 111,9 

1 912,4 

896,2 



18 765,6 

1 174,5 

774,8 

501,0 

464,7 



8011,2 

1 021,9 

386,7 

617,3 

412,7 



8 278,0 

595,9 

678,2 

273,5 

490,1 


134,4 

7 770,8 

551,6 

637,2 




524,7 

6 060,2 





1 774,5 


1 774,5 

6 495,8 

4 588,8 

3 304,2 

2 263,7 

1 774,5 1) 

659,1 1) 

50 660,3 

3 962,0 

2 641,9 

2 307,4 

1 216,2 

5,0 

10,0 

24 710,6 

964,5 

564,8 

406,0 

404,7 

15,0 

30,0 

7 486,2 

921,9 

566,7 

517,3 

352,7 

80,0 

160,0 

7 858,0 

595,8 

678,2 

73,5 

290,1 

400,0 

434,4 

7 770,8 

51,6 

137,2 



500,0 

24,7 

2 060,2 





774,5 


774,5 

6 495,8 

4 588,8 

3 304,2 

2 263,7 

1 774,5 

659,1 

50 660,3 

3 962,0 

2 641,9 

2 307,4 

1 216,2 

5,0 

10,0 

24 710,6 

1 060,9 

621,3 

446,6 

445,2 

16,5 

33,0 

8 234,8 

1 060,2 

651,7 

594,9 

405,6 

92,0 

184,0 

9 036,7 

715,0 

813,8 

88,2 

348,1 

480,0 

521,3 

9 324,9 

64,5 

171,5 



625,0 

30,9 

2 575,3 





1 006,8 


1 006,8 

6 862,6 

4 900,2 

3 437,1 

2 415,1 

2 225,3 

779,2 

54 889,1 





177,5 

65,9 

243,4 

6 862,6 

4 900,2 

3 437,1 

2 415,1 

2 402,8 

845,1 

55 132,5 

105,6 

106,8 

104,0 

106,7 

135,4 

128,2 

108,8 
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